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Betr.: Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD fiir
ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes, Drucks. 21/2356

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fur die Einladung zur miindlichen Anhorung. Leider kann ich der Anhérung aus
Termingriinden nicht beiwohnen. Fur eine schriftliche Stellungnahme erbitte ich einige Eckda-
ten:

¢ Wie hatsich die Finanzierung der hessischen Weiterbildung in den vergangenen Jahr-
zehnten entwickelt, z.B. als prozentuale Steigerung zwischen 2005, 2015 und 2025?

e Wie hatsich die Finanzierung der hessischen friithkindlichen Bildung in den vergange-
nen Jahrzehnten entwickelt, z.B. als prozentuale Steigerung zwischen 2005, 2015 und
20257

e Wie hatsich die Finanzierung der Schulbildung in den vergangenen Jahrzehnten ent-
wickelt, z.B. als prozentuale Steigerung zwischen 2005, 2015 und 2025?

e Wie hoch ist der Anteil der Weiterbildungsfinanzierung am gesamten Bildungsbudget
(ohne Bauvorhaben)?

¢ Wievollstandig konnen frihe Bildung und Schulbildung ihren Auftrag erfillen —
sprich: Wie haben sich die Schulabbruchquoten entwickelt, z.B. in den Jahren 2005,
2015 und 2025?
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e Wievollstandig konnen friithe Bildung und Schulbildung ihren Auftrag erfillen —
sprich: Wie haben sich die Quoten der Jugendlichen ohne Ausbildung entwickelt, z.B.
in den Jahren 2005, 2015 und 2025?

e Welche Daten liegen uber den Fachkraftemangel vor, z.B liber die Dauer einer Stellen-
ausschreibung bis zur Besetzung?

e Wieist das Wahlverhalten in Hessen, aufgeschlisselt nach formalem Bildungsstand?

Gern wiirde ich anhand dieser Daten eine Einschatzung vornehmen, ob die Weiterbildung in
der Weise ausgestattet ist, dass sie ihren kompensatorischen und weiterbildenden Funktio-
nen gerecht werden kann.

Zu erwarten ist allerdings, dass die Budgets in friher Bildung und schulischem Ganztag deut-
lich hdher angestiegen sind als die Weiterbildungsbudgets. In aller Regel unterschreitet das
Weiterbildungsbudget auch eine Marke von 2 Prozent des gesamten Bildungsbudgets. Zudem
zeigen die Leistungsstudien, dass die Schulabbruchquoten im Trend eher ansteigen und dass
die Zahl der Jugendlichen ohne Ausbildung ebenfalls steigt. Bei gleichzeitigem Fachkrafte-
mangel und Strukturwandel am Arbeitsmarkt bedeutet das eine erhebliche Aufgabe fur die
Weiterbildung, z.B. die Umstellung auf nachhaltiges Wirtschaften und den kompetenten Um-
gang mit Kinstlicher Intelligenz. Die besorgniserregend steigenden Wahlanteile rechtspopu-
listischer bzw. rechtsextremer Parteien sind zudem eng an geringe Formalbildung bzw. Litera-
litat gekoppelt.

Die Aufgaben, die das System der friihen Bildung, der Schul- und Berufsbildung trotz aller Aus-
finanzierung dem finanziell weltweit als Stiefkind behandelten Weiterbildungssystem (iber-
lasst, sind in den vergangenen Jahrzehnten erheblich angestiegen. Es ist naheliegend, dass die
Weiterbildung diese Aufgaben mit quasi-fixiertem Budget nicht bewaltigen kann.

Sollte es in der Sommerpause nicht moglich sein, die genannten Daten beizubringen, wiirde
ich gestutzt auf den Forschungsstand meine o.g. Annahmen als schriftliche Stellungnahme
verstehen.

Mit herzlichen GriifSen
lhre

A ot

Prof. Dr. Anke Grotliischen
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Stellungnahme des Hessischen Volkshochschulverbandes zum Gesetzentwurf der Frak-
tion der CDU und der Fraktion der SPD fiir ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessi-
schen Weiterbildungsgesetzes, Drucks. 21/2356 im Rahmen der schriftlichen Anhorung

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Geis,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete
des Kultuspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtages,

der Hessische Volkshochschulverband (hvv) bedankt sich fiir die Moglichkeit, zum Entwurf
der Novelle des Hessischen Weiterbildungsgesetzes Stellung nehmen zu kénnen.

A. Die grundsatzliche Ausrichtung des Gesetzentwurfs ist anerkennenswert.

1.

Wir begriifRen ausdriicklich die weiterhin umfangliche Einbeziehung aller erwachsenenpa-
dagogischen Inhalte. Der Gesetzentwurf fuBBt auf einer zeitgemafRen Vorstellung der Di-
mension lebensbegleitenden und lebensweiten Lernens in seinen vielfaltigen Auspragun-
gen. Die anstehenden gesellschaftlichen Herausforderungen werden durch das Gesetz
passend adressiert.

2.

Die Einflihrung von leistungsgesetzlichen Regelungen anstelle zuwendungsrechtlicher Ver-
fahren halten wir fir zielfihrend. Dies vereinfacht die Prozesse zwischen Land und Trager-
organisationen und wird zur Entblirokratisierung beitragen.

3.

Die Einflihrung eines dynamischen Finanzierungsfaktors fir die Tragerorganisationen ist zu
begriRen. Dies erkennt an, dass die Weiterbildungstrager zur Aufrechterhaltung ihrer An-
gebote mit kontinuierlich steigenden finanziellen Aufwendungen kalkulieren mussen.
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4.

Die geplante Anhebung der Finanzierung der Tragerleistungen von 36 Euro pro Unter-
richtseinheit im Jahr 2025 auf 40,17 Euro bzw. von 18 Euro auf 20,09 fiir die Teilnahme-
stunde auf der Burg Firsteneck im Jahr 2026 ist anerkennenswert. Hierdurch kénnen die
auBerordentlich hohen Aufwiichse bei den Angebotskosten (insbesondere durch Honorar-
anpassungen, Tarifbindung, Veranstaltungsnebenkosten, Birokratieaufbau, neue rechtli-
che Vorgaben) teilweise ausgeglichen werden.

5.

Positiv ist hervorzuheben, dass die Erfahrungen aus den zwei Weiterbildungspakten
(2017-2025) in das neue Gesetz einflieen. Hierzu zahlt insbesondere die Berlicksichtigung
der Projektférderung, die es den Tragern ermdglicht, innovative MalRnahmen auch tber
einen langeren Zeitraum (bis zu drei Jahren) durchzufiihren und zu erproben.

B. Die im Koalitionsvertrag angekiindigte Starkung der hessischen Erwachsenenbildung
wird mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf indes nicht realisiert. Auch die im Koaliti-
onsvertrag anvisierte leichtere Zuganglichkeit des lebensbegleitenden Lernens ist mit
der vorliegenden Gesetzesnovelle nicht umsetzbar.

1.

Die Gesamtforderung der Erwachsenenbildung erhéht sich von 2025 auf 2026 von gut
14,7 Mio. Euro auf knapp 15,1 Mio. Euro. Diese Finanzierungbetrage bedeuten eine Veran-
derung der Pro-Kopf-Férderung von 2,29 Euro (2025) auf 2,35 (2026) pro Jahr. Die Anhe-
bung entspricht nicht ansatzweise dem steigenden Aufwand, welcher der Erwachsenenbil-
dung durch u.a. Inflation und Tarifbindung im nachsten Jahr und anschlieBend in den
Folgejahren bis 2030 entstehen wird. Die im neuen Gesetz vorgesehene Dynamik von 1,5%
wird die aufwachsenden Kosten nicht auffangen kénnen.

Hinzu kommt: Wahrend das Land Hessen gerade einmal 5,8 Prozent der Finanzierung der
Leistungen der Volkshochschulen tGibernimmt, sind es im Bundesdurchschnitt 13,4 Prozent
bei der Landesforderung. Hessen ist damit weiterhin deutlich davon entfernt, den Durch-
schnitt der Bundeslander beziglich der Landesférderung zu erreichen. Im Gegenteil: die
Finanzierungsrelation wird sich — sofern der Entwurf in der jetzigen Fassung beschlossen
wird — erneut verschieben: Vom Land hin zulasten der Kommunen und der landesweiten
Tragerorganisation bzw. zulasten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Diese Verschie-
bung steht im Widerspruch zu den Zielen des Koalitionsvertrages.

Wir empfehlen aus diesen Griinden mit Nachdruck, die dynamische Komponente auf 3%
p.a. fiir alle vorgesehenen Finanzierungskomponenten bis 2030 anzuheben.
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2.

In Bezug auf die Bewaltigung und professionelle Begleitung der gesellschaftlichen Heraus-
forderungen und Krisen haben sich die landesweiten Tragerstrukturen der Erwachsenen-
bildung in den vergangenen Jahren als eminent bedeutsam erwiesen. Uber den Weiterbil-
dungspakt konnten effiziente Kooperationsstrukturen zwischen Freien und 6ffentlichen
Tragern herausgebildet werden. Uns ist nicht ersichtlich, warum das Land Hessen in dem
vorliegenden Entwurf die landesweiten Strukturen eher schwacht als starkt.

- Die Kappung der Finanzierung der landesweiten Organisationen der Freien Trager um
400.000 Euro (bisher: Projektmittel der Sonderforderung) ist keinesfalls zielfihrend.

- Die Deckelung der Finanzierung des Hessischen Volkshochschulverbandes (hvv) auf 10%
der Finanzierung der 6ffentlichen Trager und der Burg Flrsteneck entspricht nicht den ab-
sehbaren Bedarfen des Dachverbandes der Volkshochschulen, der trotz steigender Anfor-
derungen mit bereits reduzierten Personalressourcen erhebliche Innovationsarbeit fiir
seine Mitgliedseinrichtungen leistet. Es kann nicht sein, dass kontinuierliche, gesetzlich
verankerte Aufgaben des Verbandes mit Projektmitteln finanziert werden sollen. Uber
diese Option ist weder ein nachhaltiger Service fir die Volkshochschulen noch ein zu-
kunftsorientiertes Personalmanagement abbildbar. Die Folge der 0.a. Deckelung ware ein
weiterer Personalabbau und damit verbunden eine merkbar reduzierte Serviceleistung ge-
genliber den Volkshochschulen.

Wir fordern daher:

- Die Beriicksichtigung aller bisheriger Sondermittel fiir die landesweiten Organisationen
der Freien Trager in Héhe eines Basisbetrages von 88.900 Euro pro Trager im Jahr 2026,
einschlieBlich der o.a. Dynamik.

- Die Erh6hung der Finanzierung des Hessischen Volkshochschulverbandes von 10% auf
12% der Hohe der Finanzierung der 6ffentlichen Trager und der Burg Fiirsteneck.

Damit wirde der hvv auch die Steigerung der Grundférderung des Landes durch den Wei-
terbildungspakt aus den Jahren 2017-2025 nachholen. Diese konnte fiir den Verband nicht
realisiert werden, da die Finanzierung des Landes fir den hvv bislang als feste Summe im
aktuellen HWBG verankert ist. Um die Unterfinanzierung auszugleichen hat das Land Hes-
sen dem hvv in den vergangenen drei Jahren zusatzliche Mittel nach §13 Abs. 6 des aktuel-
len HWBG zugewendet. Diese zusatzliche Finanzierung wird im neuen HWBG nicht mehr
moglich sein.

3.

Die Projektférderung fir die anspruchsberechtigten Trager nach HWBG belief sich im Hes-
sischen Weiterbildungspakt auf durchschnittlich insgesamt rund 1,5 Mio. Euro pro Jahr
von 2018-2025. Die im neuen Gesetzentwurf vorgesehenen Zuwendungen fir Modellpro-
jekte und MalRnahmen von besonderem Landesinteresse in Héhe von sechs Prozent der
im jeweiligen Haushaltsjahr veranschlagten Finanzierung sind im Vergleich zur Forderhéhe
im Weiterbildungspakt fast halbiert. Diese Reduktion ware ausschlieRlich dann
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nachvollziehbar und auch sinnvoll, wenn bisher durch den Projekttopf geforderte Mal3-
nahmen - zum Beispiel die Bereiche Digitalisierung, Demokratiebildung oder auch die In-
klusionsarbeit - zukiinftig liber die Finanzierung der Leistungen nach Unterrichts- bzw.
Teilnahmestunden erfolgen, d.h. die gekiirzten Mittel aus der bisherigen Projektférderung
zur weiteren Aufstockung der leistungsgesetzlichen Zuwendungen eingesetzt werden.

Um die Innovationskraft der hessischen Weiterbildungslandschaft aufrecht zu erhalten,
empfehlen wir fiir die Projektfinanzierung - sofern die Leistungsfinanzierung der Trager
auf dem vorgesehenen Niveau verbleibt - einen jahrlichen Betrag in H6he von 12% der
gesamten Finanzierung.

Fazit

Die o6ffentlich-geforderte Weiterbildung steht fiir eine zuverlassige, professionelle Struktur
des lebensbegleitenden Lernens in all seinen Facetten. Wir sind Gberzeugt, dass wir un-
sere Aufgaben mit der Rahmung des neuen Gesetzes weiterfiihren kénnen. Vielfiltige ge-
sellschaftliche Herausforderungen und Entwicklungen machen eine nachhaltige Starkung
von Bildung in allen Lebensabschnitten unverzichtbar. Zwingend notwendige Entwicklun-
gen in allen Bereichen des Bildungswesens sind unabdingbar auch mit steigenden Ausga-
ben verbunden.

Die hessischen Weiterbildungslandschaft gilt es zukunftsfest aufzustellen.

Wir zdhlen dabei auf die nachhaltige Unterstiitzung des Landes Hessen, mit dem Ziel, die
offentlich verankerte Erwachsenenbildung realiter zu starken und fir die hessische Bevol-
kerung attraktives und niedrigschwelliges Lernen zu ermoglichen.

Mit bestem Dank und freundlichen GriRen

gez.

Heike Habermann, Verbandsvorsitzende

Christian Engelhardt, stv. Verbandsvorsitzender

Dr. Christoph Kock, Verbandsdirektor

Dr. Christiane Ehses, stv. Verbandsdirektorin/ Padagogische Leiterin
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ARBEITSGEMEINSCHAFT CHRISTLICH DEMOKRATISCHER
LEHRERINNEN UND LEHRER IN HESSEN

Aarbergen, 29.07.2025

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der
Fraktion der SPD fir ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen
Weiterbildungsgesetzes, Drucksache 21/2356

Die Novellierung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes (HWBG) ist ein wichtiger und
zukunftsweisender Schritt, um die Weiterbildungslandschaft in Hessen nachhaltig zu
starken und an die Anforderungen einer sich standig wandelnden Gesellschaft und
Wirtschaft anzupassen. Die geplanten Anderungen bieten fir uns die Chance,
Weiterbildungsangebote weiterzuentwickeln, Prozesse zu beschleunigen und die
Chancengleichheit zu fordern.

Bei der anstehenden Novellierung des HWBG, das sich aus Sicht der ACDL in seiner Form
grundlegend in den letzten Jahren bewahrt hat, wird die Weiter- und Erwachsenenbildung
nachhaltig gestarkt: Durch die Zusammenfihrung bisher nebeneinander existierender
Forder- und Finanzierungsstrukturen wie den Weiterbildungspakten, der Sonderférderung
der freien Trager und dem HWBG wird der burokratische Aufwand deutlich reduziert, die
Forderung Ubersichtlicher und es gibt erstmalig einen gesetzlichen Anspruch auf die
Projektférderung. Im Zuge der Novellierung werden aufwandige zuwendungsrechtliche
Verfahren zugunsten leistungsgesetzlicher Regelungen vereinfacht, was den
administrativen Aufwand auf allen Seiten erheblich verringern wird. Durch den Wegfall von
bisher notwendigen Prufschritten werden neue Kapazitaten fur die wichtige Arbeit in der
Weiterbildung geschaffen.

Die ACDL ist sich bewusst, dass die Trager angesichts der Kostensteigerungen der letzten
Jahre sich fur ihre wertvolle Arbeit sicherlich noch weitere zusatzliche finanzielle Mittel
erhofft haben. Jeder Euro, der in die Bildung investiert wird, ist richtig! Gleichzeitig begruft
die ACDL vor dem Hintergrund der aktuellen wirtschaftlichen Herausforderungen aber die
gestiegene finanzielle Férderung der Stundensatze fur Unterrichts- und Teilnehmerstunden
und die erstmalige Dynamisierung der Forderung, die bei den stetig steigenden Kosten die
dringend bendtigte Planungssicherheit fur die Trager der Weiterbildung schafft. Dartber
hinaus ist es ein wichtiger Schritt, dass die Projektférderung aus dem Weiterbildungspakt
kinftig im Hessischen Weiterbildungsgesetz gesetzlich verankert wird.

Insgesamt starkt das Gesetz die Stabilitdt, Flexibilitdt und Effizienz der
Weiterbildungsférderung in Hessen. Es fordert eine Kultur des lebenslangen Lernens, was
in der heutigen Arbeitswelt von zentraler Bedeutung ist, und nimmt durch die Breite der
Forderung Zielgruppen in den Blick, die besonderer Forderung bedurfen. Insbesondere die
Forderung der Grundkompetenzen erachtet die ACDL als bedeutend! Durch die
Unterstutzung innovativer Weiterbildungsformate und die Qualitatssicherung tragt das
Gesetz aus unserer Sicht dazu bei, die Bildungslandschaft dynamisch und zukunftsorientiert
zu gestalten.



* ACDL

ARBEITSGEMEINSCHAFT CHRISTLICH DEMOKRATISCHER
LEHRERINNEN UND LEHRER IN HESSEN

Die ACDL begrut daher die in der Novellierung zentralen Anderungen ausdriicklich und
sieht darin eine wichtige Grundlage fur eine zukunftsfahige Weiterbildungspolitik in Hessen.
Wir bedanken uns fur die Moglichkeit, uns in der Anhérung zum Gesetzentwurf einbringen
zu kdénnen und wiunschen den Tragern der Weiterbildung weiterhin bei ihrer wichtigen Arbeit
viel Erfolg!

FUr den Landesvorstand der Arbeitsgemeinschaft christlich demokratischer Lehrerinnen
und Lehrer: Kerstin Hagenkatter



Gemeinsame Stellungnahme der KEB Hessen und der EEB Hessen

Schriftliche und mindliche Anhdrung im Kultuspolitischen Ausschuss des
Hessischen Landtags zu GE 21/2356

Der Stellungnahme des Landeskuratoriums fur Weiterbildung und
lebensbegleitendes Lernen zum Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen im
Hessischen Landtag zum zweiten Gesetz zur Anderung des Hessischen
Weiterbildungsgesetzes vom 11.06.2025 schliel3en wir uns im Grundsatz an.

Nach dem vorliegenden Entwurf zum HWBG steigt der Unterrichtsstundensatz von
36,00€ auf 40,17€ (mit Dynamisierung) und den Freien Tragern wird ein Grundbetrag
von je 45.000,-€ gewahrt.

Zudem ist das neue HWBG ein Leistungsgesetz, das nicht mehr unter einem
maoglichen Haushaltsvorbehalt steht.

Das alles ist sehr zufriedenstellend — aber aus unserer Sicht nicht ausreichend.

Die anerkannten Freien Trager erganzen das staatliche Bildungsangebot und sorgen
fur eine breite Themen- und Meinungsvielfalt. Sie kénnen schnell auf
gesellschaftliche Entwicklungen reagieren (z. B. Digitalisierung, Integration von
Migrantinnen und Migranten, politische Bildung) und ergdnzen so den o6ffentlichen
Bildungsauftrag. Sie tbernehmen eine wichtige Rolle in der Weiterbildung, wo
staatliche Angebote begrenzt sind — etwa in der beruflichen Qualifizierung oder in der
politischen Erwachsenenbildung.

Als KEB Hessen und EEB Hessen fordern wir mit unseren nahezu flachendeckenden
Angeboten Werteorientierung, gesellschaftlichen Zusammenhalt und kritisches
Denken. Zudem decken wir Bildungsbedarfe des Lebensbegleitenden Lernens
insbesondere im landlichen Raum oder in ,Nischenbereichen® oftmals als
Alleinanbieter ab.

Die Projekte des Weiterbildungspaktes zeigen, dass die Freien Trager wesentliche
gesellschaftliche Verantwortung wahrgenommen und gefdrdert haben. Insbesondere
Projekte zur Férderung von Demokratie, Menschenrechten und sozialem
Engagement sowie Angebote zu ethischen Fragen (z.B. Bioethik, Umweltschutz,
Digitalisierung) konnten durch die Férderung verwirklicht werden.

Wir mochten mit dieser Stellungnahme darauf hinweisen, dass Im Vorfeld zur
Novellierung den Tragern der Weiterbildung eine Form der ,Besitzstandswahrung*®
zugesagt wurde. Dies trifft mit dem vorliegenden Entwurf fir die Freien Trager infolge
der Kirzung der sog. ,HC Forderung”“ jedoch nicht zu!

Die Sonderférderung in Héhe von 800.000 € erfolgte urspriinglich auf eine
Absprache zwischen den Freien Tragern (damals Eberhard Beck vom DGB) und
dem damaligen bildungspolitischen Sprecher der CDU, Dr. Walter Libcke. Dr.
Libcke wollte hiermit einen Ausgleich zu den verschiedenen vorangegangenen
Kirzungen der Forderung der Freien Trager erreichen und zwar ohne das Gesetz
verandern oder ergéanzen zu missen.

Diese 800.000,-€ wurden durch die Schaffung eines ,Sondertopfes” ermaéglicht.
(Erst in einem zweiten Schritt erfolgte unter Kultusministerin Dorothea Henssler die
Verbindung zu den damals neu initilerten HC-Initiativen.)



Die Sonderférderung wurde unter den neun Landesorganisationen in
unterschiedlicher Hohe einvernehmlich aufgeteilt und diente den Freien Tragern u.a.
fur Personalkosten zur Durchfiihrung von Projekten, die in Kooperation mit HC
initiiert wurden.

Aus Sicht der KEB Hessen und der EEB Hessen ist fur die Sicherung der Qualitat der
Projekte wesentlich, dass
1. die kunftige vollstandige Zuweisung der 800.000€ an die Freien Trager
erhalten bleibt, und
2. dass diese Finanzmittel auch kinftig ausschlie3lich den Freien Tragern zur
Verfiigung stehen sollten.

AulRRerdem sollten die Mittel der aktuellen Sonderférderung in Ho6he von 800.000 €
ebenfalls eine Dynamisierung erfahren und als Basisbetrag von 90.000 € je
Landesorganisation zur Verfiigung stehen. Infolge der stetig wachsenden
Aufwendungen von Personalkosten, Mietkosten, Referentenhonoraren etc. ist eine
Dynamisierung von 1,5 % deutlich zu niedrig angesetzt.

Nur mit ausreichender Forderung konnen die KEB Hessen und die EEB Hessen
ihren Auftrag als kulturelle und gesellschaftlich relevante Akteure der hessischen
Weiterbildung angemessen wahrnehmen und ihren Beitrag zum Recht auf
Lebensbegleitendes Lernen in hoher Qualitat aufrechterhalten.

Frankfurt/Darmstadt, 06.08.2025

Johannes Oberbandscheid Heike Wilsdorf, Pfarrerin
Vorsitzender Fachbereichsleiterin
Katholische Erwachsenenbildung Erwachsenenbildung und
Hessen e.V. Familienbildung

im Zentrum Bildung der EKHN
Haus am Dom | Domplatz 3 | 60311
Frankfurt Heinrichstral3e 173
64287 Darmstadt
Tel.: 069 8008718-452
Mobil: 0160 7493132 fon 06151 / 6690-190
E-Mail: info@keb-hessen.de Website: erwachsenenbildung-ekhn.de
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Kulturpolitischen Ausschuss
Im Hessischen Landtag
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Schlofiplatz 1-3

65183 Wiesbaden

per E-Mail

Stellungnahme des DGB Bildungswerk Hessen e.V. zum Gesetzentwurf der
Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD fiir ein zweites Gesetz zur
Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes (HWBG),
21/2356 im Rahmen der schriftlichen Anhorung

Drucks.

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Geis,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete
des Kultuspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtages,

das DGB Bildungswerk Hessen e.V. bedankt sich fiir die Gelegenheit, eine
Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Anderung des HWBG abgeben zu diirfen.
Der Stellungnahme des Landeskuratoriums fir Weiterbildung und
lebensbegleitendes Lernen [(LAKU] zum vorliegenden Gesetzentwurf zur

Anderung des HWBG schlieBen wir uns ausdriicklich an.

Die anerkannten Freien Trager der Erwachsenenbildung in Hessen erganzen
als
die
flachendeckende Grundversorgung an Weiterbildung in Hessen sicherzustellen.

das Bildungsangebot der offentlichen Trager und erfillen

gemeinwohlorientierte  Weiterbildungseinrichtungen den  Auftrag,

Mit einem breit angelegten, lebensbegleitenden Bildungsverstandnis und einer
Angebotsvielfalt in der allgemeinen, beruflichen, personlichen und politischen

Erwachsenenbildung Ubernehmen die Freien Trager gemeinsame

Verantwortung fur unsere Gesellschaft.
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gleichberechtigten Zugang zu Angeboten des Lebenslangen Lernens in Hessen
ein — unabhangig von sozialer Herkunft oder Bildungsbiografie. Dabei liegt der
Schwerpunkt unserer Arbeit in der gesellschaftspolitischen Bildung, um zu
Solidaritat und Toleranz zu ermutigen, ein Gemeinschaftsgefihl und
solidarisches Handeln zu fordern und unsere Demokratie zu starken. Damit
unterstitzen wir als anerkannter Freier Trager hessenweit gesellschaftlichen
Zusammenhalt, kritisches Denken und soziales, demokratisches Engagement.

Als stimmberechtigtes Mitglied des LAKU erkennen wir die grundsatzliche
Ausrichtung des vorliegenden Gesetzentwurfs ausdricklich an. Insbesondere
begriflen wir die Einfihrung von leistungsgesetzlichen Regelungen anstelle
zuwendungsrechtlicher Verfahren. Dies vereinfacht die Prozesse zwischen Land
und Tragerorganisationen, fihrt zu einer Planungssicherheit fir die Trager und
wird zur Entblrokratisierung beitragen.

Die  Einfihrung eines dynamischen Finanzierungsfaktors fir die
Tragerorganisationen wird ebenso begrii3t wie die geplante Erhdhung der
Finanzierung der Tragerleistungen von 36 Euro pro Unterrichtseinheit im Jahr
2025 auf 40,17 Euro im Jahr 2026.

Auch die Bereitschaft, die bisherige Sonderforderung der Freien Trager in einen
Basisbetrag zu tberfihren, sehen wir als richtigen Schritt an.

Dagegen spiegelt sich aus unserer Sicht die im Koalitionsvertrag angekiindigte
Starkung der Erwachsenenbildung im vorliegenden Gesetzentwurf nicht in
ausreichendem Maf3e wider.

Die Gesamtbezuschussung der Erwachsenenbildung erhoht sich von 2025 auf
2026 von gut 14,7 Mio. Euro auf knapp 15,1 Mio. Euro. Die geplante Erhohung
steht in keinem angemessenen Verhaltnis zu dem wachsenden finanziellen
Aufwand, der der Erwachsenenbildung durch Inflation, Tarifsteigerungen,
hohere Honorare, steigende Miet- und Energiekosten, Ubernachtungs- und
Tagungspauschalen, erhohte Anforderungen an Barrierefreiheit und
Digitalisierung sowie neue gesetzliche Vorgaben im kommenden Jahr und
dariber hinaus bis 2030 entsteht. Die im neuen Gesetz vorgesehene
Dynamisierung von 1,5 % wird nicht ausreichen, um die wachsenden Kosten
aufzufangen.

Dariber hinaus mochten wir betonen, dass den Weiterbildungstragern im Zuge
der Vorbereitung der Novellierung eine Form der Besitzstandswahrung in
Aussicht gestellt wurde. Durch die im Entwurf vorgesehene Kirzung der
Sonderforderung wird dieses Versprechen gegeniiber den Freien Tragern
jedoch nicht eingehalten. Die vorgesehenen 45.000 Euro Basisbetrag pro Freiem
Trager entspricht nur gut der Halfte der bisherigen Sonderforderung von
800.000 Euro. Gleichzeitig ist dieser Basisbetrag als einziger Finanzierungs-
zuschuss im vorliegenden Gesetzentwurf nicht dynamisiert. Wie Sie der
beiliegenden Tabelle entnehmen konnen, erhalten die Freien Trager damit in



Summe im Jahr 2026 rund 20.000 Euro weniger als 2025 trotz der Steigerung in
der Bezuschussung der Unterrichtsstunden.

Wir fordern daher eine vollstandige Zuweisung der bisherigen Mittel aus der
Sonderforderung in Hohe von 800.000 Euro an die Freien Trager in Form eines
Basisbetrags pro Trager in Hohe von 88.900 Euro sowie eine gleichzeitige
Dynamisierung dieses Betrages. Die Mehrkosten fir das Land Hessen
entnehmen Sie bitte auch beiliegender Tabelle.

Dariber hinaus fordern wir eine Anhebung der Dynamisierung auf 3 % jahrlich,
um eine reale Werthaltigkeit der Forderung zu gewahrleisten.

Eine tatsachliche Starkung der Weiterbildung in Hessen setzt eine angemessene
finanzielle Forderung durch das Land voraus. Nur so konnen das DGB
Bildungswerk Hessen e.V. sowie die weiteren offentlich geforderten freien und
offentlichen Trager ihrem Auftrag als zentrale Akteure der hessischen
Weiterbildung gerecht werden, das Recht auf qualitativ hochwertiges
lebensbegleitendes Lernen und mehr Bildungsgerechtigkeit gewahrleisten
sowie zur Starkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts und der Demokratie
beitragen.

Freundliche Grifle

DGB Bildungswerk Hessen e.V.

Uli Wessely
Leiter



HWBG-Novellierung

Berechnung des Fordervolumens der Freien Trager ab 2026 mit Basis 2025

Fordervolumen ab 2026 It. Gesetzentwurf vom 10.06.2025

Dynamisierung UE mit 1,5% p.a.

Basisforderung FT i.H.v. 405.000 € p.a. ohne Dynamisierung Dynamisierung mit: 1,50% 1,50% 1,50% 1,50%

2025 2026 2027 2028 2029 2030

Art  |UE/TN-Std. 36,00 € 40,17 € 40,77 € 41,38 € 42,00 € 42,63 €

Freie Trager - Sonderférderung 800.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 €

Freie Trager: 90.000 UE UE 90.000 3.240.000 € 3.615.300 € 3.669.530 € 3.724.572 € 3.780.441 € 3.837.148 €

Freie Trager gesamt 4.040.000 € 4.020.300 € 4.074.530 € 4.129.572 € 4.185.441 € 4.242.148 €
Forderung der Freien Trager: Erhalt der kompletten Sonderforderung und deren Dynamisierung

Dynamisierung UE mit 1,5% p.a.

Basisforderung FT i.H.v. 800.000 € p.a. mit Dynamierung 1,5% p.a. Dynamisierung mit: 1,50% 1,50% 1,50% 1,50%

2025 2026 2027 2028 2029 2030

Art UE/TN-Std 36,00 € 40,17 € 40,77 € 41,38 € 42,00 € 42,63 €

Freie Trager - Sonderférderung 800.000 € 800.000 € 812.000 € 824.180 € 836.543 € 849.091 €

Freie Trager: 90.000 UE UE 90.000 3.240.000 € 3.615.300 € 3.669.530 € 3.724.572 € 3.780.441 € 3.837.148 €

Freie Trager gesamt 4.040.000 € 4.415.300 € 4.481.530 € 4.548.752 € 4.616.984 € 4.686.238 €

HHj. 2026 HHj. 2027 HHj. 2028 HHj. 2029 HHj. 2030

Mehrbedarf p.a. 395.000,00 € 407.000,00 € 419.180,00 € 431.542,70 € 444.090,84 €

Mehrbedarf von 2026 bis 2030 | 2.096.813,54 €

Topfer 30.07.2025 HWBG-Novellierung - Berechnung Férdervolumen Freie Trager ab 2026.xIsx
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Stellungnahme

Sehr geehrte Vorsitzende Kerstin Geis,
sehr geehrte Abgeordnete des Kultuspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtages,
sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fur die Chance, zum Entwurf der Novelle des Hessischen Weiterbildungsge-
setzes (HWBG) eine Stellungnahme zu verfassen und an der Anhérung teilzunehmen. Er-
wachsenen- und Weiterbildung kommt in einer demographisch alternden Gesellschaft, die
von vielen Transformationsprozessen (Klimawandel, Digitalisierung, Globalisierung, De-
mokratiegefahrdung, etc.) gekennzeichnet ist, eine enorme Bedeutung zu. Es genugt bei
weitem nicht, sich prophylaktisch auf die Bildung jingerer Generationen zu fokussieren,
um unsere aktuellen Herausforderungen bedarfsorientiert zu bewaltigen. Analysen der
Bertelsmann-Stiftung und andere Studien zeigen dagegen, wie die Erwachsenen- und
Weiterbildung hinter anderen Bildungsbereichen in der Finanzierung immer mehr zurtck-
gefallen ist in den letzten Jahrzehnten. Nicht einmal 1% der Bildungsausgaben der Lander
flieRen in die Erwachsenenbildung. Vor allem in den 2000er Jahren wurden m.E. hier viele
Fehler gemacht, die sich bis heute auswirken (,Unter dem Druck finanzieller Kirzungen
geriert die Weiterbildungslandschaft zunehmend auch in eine Verteidigungsstellung, die
ihr Energien zum Aufbau neuer und zukunftsbezogener Strukturen entzog®, S. 67 im Wei-
terbildungsbericht Hessen 2005). Es ist beeindruckend, was Weiterbildungseinrichtungen
in Hessen angesichts dieser sehr schmalen 6ffentlichen Férderung bedarfsorientiert zu
leisten in der Lage sind und wie sie mit dieser Grundfinanzierung sowohl Arbeitgeber als
auch vor allem Individuen und Gemeinschaften dazu anregen kdnnen, sich an der Finan-
zierung der Weiterbildung durch Eigenbeitrage auch selbst zu beteiligen. Damit diese pri-
vate Ko-Finanzierung in hohem Umfang aber gelingen kann, braucht es unbedingt
einen soliden Sockel an offentlicher Mitverantwortung und o6ffentlicher Grundforde-
rung.

Vor diesem Hintergrund begrife ich es sehr, dass die Gesetznovellierung der Erwachse-
nen- und Weiterbildung Wertschatzung entgegenbringt. Ob dies komplett gelingt, mdchte



ich in meiner Stellungnahme andiskutieren und kann ich bei der Anhorung in Wiesbaden
ggf. weiter erlautern.

Zu den vier Lésungsvorschlagen im Gesetzentwurf:

1. Einfuhrung einer moderaten Dynamisierung der Leistungen (1,5 % pro Jahr) an die
im HWBG verankerten Trager.

2. Einfuhrung der Moglichkeit zur Forderung von Projekten der im HWBG verankerten
Einrichtungen (Zusammenfuhrung Weiterbildungspakt und HWBG).

3. EinfUhrung eines Basisbetrags in Hohe von jeweils 45.000 Euro pro Jahr fur die
nach dem Gesetz anerkannten landesweiten Organisationen der Weiterbildung in
freier Tragerschaft an Stelle der Férderung zusatzlicher Unterrichtsstunden im Rah-
men der sogenannten Sonderférderung.

4. Entblrokratisierung durch Umstellung von zuwendungsrechtlichen Verfahren auf
weniger administrativ aufwandige leistungsgesetzliche Regelungen

Ad 1: Ich begrul3e es sehr, dass eine Dynamisierung der Leistungen vorgesehen wird.
Insbesondere angesichts von Inflation und anstehenden Tarifsteigerungen bei dem Perso-
nal ist es wichtig, dass die Mittelzuweisung auch ansteigen. Allerdings sollte die Dynami-
sierung hoher als bei 1,5% liegen. Die Steuerschatzung vom Mai 2025 sieht eine Zu-
nahme der Steuereinnahmen von 27,5 Mrd. auf 28,3 Mrd. vor, was einem Wachstum von
rund 2,9% entspricht. Diese 2,9% oder mit einem Puffer 2,5% Steigerung sollte das
Land fur die Dynamisierung vorsehen oder generell eine Kopplung der Dynamisie-
rung an die Entwicklung der Inflation vorsehen.

Zur Steuerschatzung im Mai 2025:
https://finanzen.hessen.de/presse/deutliche-steuerausfaelle-fuer-land-und-kommu-
nen#:~:text=2u%20welchem%20Ergebnis%20kommt%20die,Milliar-
den%20Euro%20f%C3%BCr%202026%20ausgehen

Das Land Hessen sollte sich zudem flr die Nutzung des Sondervermdogens Infrastruktur
und Klimaneutralitat (SVIK) auch fir die Infrastruktur der Weiterbildung (Digitalisierung,
Gebaude, etc.) einsetzen, damit diese wichtigen Mittel auch der Weiterbildung zukommen.

Ad 2: Der Weiterbildungspakt hat sicherlich zu interessanten Impulsen gefuhrt. Allerdings
ist er auch mit erheblichem, administrativem Aufwand flr alle Beteiligten (Antragstellung,
Berichtswesen, Abrechnung der Mittel, etc.) verbunden. Was der Weiterbildungspakt wirk-
lich bewirkt hat, ist bislang kaum untersucht worden. Fur die Ministerialverwaltung ist der
Weiterbildungspakt vorteilhaft, weil er ihre Schilisselrolle bei der Mittelvergabe und -admi-
nistration unterstreicht. Der Hamburger Weiterbildungsforscher Peter Faulstich hat gut be-
grundet diese Organisationen in friiheren Weiterbildungsberichten des Landes Hessen als
wichtige Support-Einrichtungen eingeordnet. Mit Projektmitteln ist fur die Praxis oft ein re-
lativ hoher Zeitaufwand verbunden, der dann leider nicht in die tatsachliche Arbeit mit den
Bargerinnen und Burgern in Hessen direkt fliet. Insofern begrtifRe ich es, dass Zuwendun-
gen fur Modellprojekte und MaRnahmen von besonderem Landesinteresse im Verhaltnis
zu den Zuschussen relational betrachtet ganz deutlich weniger Mittel umfassen. Ich


https://finanzen.hessen.de/presse/deutliche-steuerausfaelle-fuer-land-und-kommunen#:~:text=Zu%20welchem%20Ergebnis%20kommt%20die,Milliarden%20Euro%20f%C3%BCr%202026%20ausgehen
https://finanzen.hessen.de/presse/deutliche-steuerausfaelle-fuer-land-und-kommunen#:~:text=Zu%20welchem%20Ergebnis%20kommt%20die,Milliarden%20Euro%20f%C3%BCr%202026%20ausgehen
https://finanzen.hessen.de/presse/deutliche-steuerausfaelle-fuer-land-und-kommunen#:~:text=Zu%20welchem%20Ergebnis%20kommt%20die,Milliarden%20Euro%20f%C3%BCr%202026%20ausgehen

wirde aber eher dazu raten, die Grundférderung fir die landesweiten Organisatio-
nen der Weiterbildung in freier Tragerschaft sowie fiir die Volkshochschulen und
deren Dachverband, den hvv, hoher anzusetzen. Da viele Weiterbildungseinrichtungen
zumeist in Bezug auf das festangestellte Personal mit oft deutlich weniger als 10 Vollzeit-
aquivalenten pro Einrichtung zumeist relativ klein sind, ist es umso wichtiger, Uber ein-
zeleinrichtungsubergreifende ,Supportstrukturen® (siehe auch Weiterbildungsbericht Hes-
sen 2005, S. 23ff) als Unterstlutzung zu verfligen, die u.a. Uberregionale Trends verfolgen,
den Trialog zwischen Politik, Wissenschaft und Praxis anregen oder zum Beispiel Handrei-
chungen/Fortbildungen fur das Weiterbildungspersonal anbieten sowie Uber viele neue ge-
setzliche Regelungen (Kl-Verordnung, ,Herrenberg-Urteil* zum freiberuflichen Personal,
Umsatzsteuerregelungen, etc.) informieren. Es ist ressourcenschonend, wenn dies (und
noch viel mehr, was man hier nennen musste) kompetent zentral durch solche ,Support-
Strukturen® effizient statt dezentral mit Zeitdruck relativ fehleranfallig gleichzeitig zur ,nor-
malen®, padagogischen Arbeit gemacht wird.

Ad 3: Den nach dem Gesetz anerkannten landesweiten Organisationen der Weiterbildung
(Freien Trager) soll die bisherige Sonderférderung (400.000 €) gestrichen werden. Dies
erschlief3t sich mir Gberhaupt nicht und ich finde auch keinerlei inhaltliche Begriindung da-
fur in dem Gesetzentwurf oder in dem State of the Art wissenschaftlicher Forschung. Ich
pladiere sehr deutlich dafiir, die Freien Trager wie bisher zu fordern und nicht durch
die Novellierung zu benachteiligen.

Ad 4: Ich begriiBe den Ansatz und das Ziel der Entblirokratisierung und wirde den
Fokus auf die Grundférderung der Einrichtungen und Verbanden legen. Unabhangig
von der Hohe der Projektférderung sollte die Grundférderung der o.a. Organisationen
stabil sein. Die Administration von Projektmitteln kostet alle Beteiligten erhebliche zeitliche
und finanzielle Ressourcen. Leider hat m.W. noch nie jemand berechnet, was an Zeit fur
das Schreiben und Planen von Projektantragen verwendet wurde oder was an Zeit zur
Teilnahme an Projekttreffen/-tagungen verwendet wurde von Praktikerinnen und Prakti-
kern, aber man kann und muss die kritische Frage stellen, ob dadurch nicht oft viele finan-
zielle, zeitliche und personale Ressourcen gebunden werden, die besser direkt in die Ar-
beit mit den Burgerinnen und Burgern eingesetzt worden waren.

Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit und ich freue mich auf das etwaige persoénliche Ge-
sprach in Wiesbaden im Landtag am 28. August 2025.

Mit freundlichen GrifRen

Prof. Dr. Bernd Kapplinger



Stellungnahme der Bildungsakademie des Landessportbundes Hessen e.\V.
zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und SPD fiir ein Zweites Gesetz g puNnGSAKADEMEE
zur Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes (Drucksache PR e
21/2356)

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Geis,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete des Kulturpolitischen Ausschusses des
Hessischen Landtages,

die Bildungsakademie des Landessportbundes Hessen e.V. bedankt sich flr die Mdglichkeit,
zum vorliegenden Gesetzentwurf Stellung zu nehmen.

Als eine der neun vom Land Hessen anerkannten Freien Trager der Erwachsenenbildung
unterstitzen wir die Stellungnahme des Landeskuratoriums fur Weiterbildung und
lebensbegleitendes Lernen (LAKU) in vollem Umfang. Dartiber hinaus mdchten wir
erganzend aus der Perspektive der Bildungsakademie Stellung beziehen.

Die Freien Trager sind landesweit tatige Organisationen mit spezifischen Bildungsauftragen
fur gesellschaftlich relevante Zielgruppen. Sie leisten einen entscheidenden Beitrag zur
flachendeckenden Versorgung der Bevolkerung mit passgenauen, zuganglichen und
kostengunstigen Bildungsangeboten.

Die Bildungsakademie des Landessportbundes Hessen ist die zentrale
Erwachsenenbildungseinrichtung des organisierten Sports in Hessen. Als Satzungszweck
und in ihrem Leitbild vermittelt sie ein breit angelegtes, lebensbegleitendes
Bildungsverstandnis. Sie verdeutlicht die gesellschaftspolitische Relevanz des Sports und
fordert soziale Kompetenzen durch Bildung. Die Angebote der Bildungsakademie stehen
allen Menschen offen — unabhangig von Vorbildung, Herkunft, gesellschaftlicher Stellung
oder Religion.

Als Bildungsinstitution des Landessportbundes Hessen erreichen wir 7.600 Sportvereine mit
rund 2,27 Millionen Mitgliedern. Das Engagement von 192.000 ehrenamtlich und freiwillig
Aktiven — darunter Ubungsleitende und Vereinsvorstande — macht deutlich, wie hoch der
Bedarf an niedrigschwelliger, landesweit verfugbarer und bezahlbarer Weiterbildung ist. Bei
jahrlich geférderten 6.003 Unterrichtseinheiten bieten wir tatsachlich tber 46.000
Unterrichtseinheiten im Rahmen unserer Bildungsangebote an.

Mit grofiem Bedauern mussen wir jetzt feststellen, dass der neue Gesetzentwurf eine reale
finanzielle Verschlechterung fur die Freien Trager bedeutet. Konkret sollen im Jahr 2026
19.700 € weniger Férdermittel zur Verfiigung stehen — ein Riickgang, der insbesondere vier
Trager erheblich betrifft. Fir die Bildungsakademie bedeutet dies ein Wegfall von 9.967 €
gegenuber dem Jahr 2025 infolge der auslaufenden Sonderférderung (siehe Berechnung
anbei).

Diese Kurzung konterkariert das Ziel eines gerechten und flachendeckenden
Weiterbildungszugangs in Hessen. Steigende Kosten fir Rdume, Honorare, Verpflegung und
Personal sowie die anhaltende Inflation machen es unmdglich, bei sinkender Férderung
kostengunstige Angebote aufrechtzuerhalten. Die Folge ware eine zunehmende
Bildungsungleichheit — denn Bildung wirde dann vor allem jenen offenstehen, die sie sich
leisten kdnnen.



Wir appellieren eindringlich an Sie als Gesetzgeber:

1. Erhalten Sie die Sonderforderung in Hohe von 800.000 € und fuhren Sie diese als
festen Bestandteil der Basisforderung fort.

2. Erhohen Sie den jahrlichen Basisforderbetrag fiir die Freien Tréager auf 88.900 €,
um eine Gleichbehandlung und eine bedarfsgerechte Planung zu gewahrleisten.

3. Dynamisieren Sie die Basisforderung mit 1,5% analog zu anderen im Gesetz
vorgesehenen Leistungen, um der realen Kostenentwicklung Rechnung zu tragen.

Nur so lassen sich die Angebotsvielfalt, die regionale Abdeckung und die sozial gerechte
Teilhabe an Weiterbildung sichern — auch im Sinne des gesetzlich verankerten
Bildungsauftrags.

Fazit

Eine zukunftsfahige Weiterbildungslandschaft braucht starke, verlassliche Strukturen. Die
Freien Trager tragen mit Engagement, Fachlichkeit und Innovationskraft entscheidend zur
Bildungsarbeit in Hessen bei. Eine Klirzung ihrer Mittel steht den Zielen des Gesetzes
diametral entgegen.

Bildung fiir alle ist keine freiwillige Leistung, sondern eine staatliche Pflicht. Bitte stellen Sie
sicher, dass diese Pflicht auch kunftig erfullt werden kann.

Frankfurt, 12.08.2025

AR VAW| U Mo B3

Katja Kéhler-Nachtnebel Ute Miiller-Steck
(Vorstandsvorsitzende) (Geschaftsfuhrerin)



HWBG-Novellierung

Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs vom 10.06.2025 auf die Forderung der Freien Trager

HWBﬁriojé o derﬁ:%%%é Gesamt HWB(;NZDOSIS Basisbetrazgogg Gesamt Differenz
UE 36 € 40,17 €

Bildungsakademie des Landessportbundes Hessen e.V. 6.003| 216.108 € 80.000€| 296.108 € 241.141 € 45.000 €| 286.141 € -9.967 €
Bildungswerk der Arbeiterwohlfahrt Hessen e.V. 5.715| 205.740 € 60.000€| 265.740€ 229.572 € 45000 €| 274572 € 8.832 €
Bildungswerk der Hessischen Wirtschaft e.V. 7.137| 256.932€| 120.000€| 376.932¢€ 286.693 € 45.000 €| 331.693 € -45.239 €
DGB Bildungswerk Hessen e.V. 19.989| 719.604 €| 120.000€| 839.604 € 802.958 € 45.000 €| 847.958 € 8.354 €
Evangelische Erwachsenenbildung Hessen 16.128| 580.608 €| 120.000€| 700.608 € 647.862 € 45.000 €| 692.862 € -7.746 €
Katholische Erwachsenenbildung Hessen 16.128| 580.608 €| 120.000€| 700.608 € 647.862 € 45.000 €| 692.862 € -7.746 €
Paritatisches Bildungswerk Hessen e.V. 6.804| 244.944 € 68.000 €| 312.944 € 273.317 € 45.000 €| 318.317 € 5.373 €
verdi Bildungswerk Hessen e.V. 7.983| 287.388 € 64.000€| 351.388€ 320.677 € 45.000 €| 365.677 € 14.289 €
Verein fur Landvolkbildung e.V. 4113 148.068 € 48.000 € 196.068 € 165.219 € 45,000 €] 210.219€ 14.151 €
Summe 90.000| 3.240.000 € 800.000 €| 4.040.000 € 3.615.300 €| 405.000 €(4.020.300 € -19.700 €

Topfer 30.07.2025 HWBG-Novellierung - Auswirkungen auf die Freien Trager.xlsx




HWBG-Novellierung

Berechnung des Fordervolumens der Freien Trager ab 2026 mit Basis 2025

Fordervolumen ab 2026 It. Gesetzentwurf vom 10.06.2025

Dynamisierung UE mit 1,5% p.a.

Basisforderung FT i.H.v. 405.000 € p.a. ohne Dynamisierung Dynamisierung mit: 1,50% 1,50% 1,50% 1,50%

2025 2026 2027 2028 2029 2030

Art  |UE/TN-Std. 36,00 € 40,17 € 40,77 € 41,38 € 42,00 € 42,63 €

Freie Trager - Sonderférderung 800.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 €

Freie Trager: 90.000 UE UE 90.000 3.240.000 € 3.615.300 € 3.669.530 € 3.724.572 € 3.780.441 € 3.837.148 €

Freie Trager gesamt 4.040.000 € 4.020.300 € 4.074.530 € 4.129.572 € 4.185.441 € 4.242.148 €
Forderung der Freien Trager: Erhalt der kompletten Sonderforderung und deren Dynamisierung

Dynamisierung UE mit 1,5% p.a.

Basisforderung FT i.H.v. 800.000 € p.a. mit Dynamierung 1,5% p.a. Dynamisierung mit: 1,50% 1,50% 1,50% 1,50%

2025 2026 2027 2028 2029 2030

Art UE/TN-Std 36,00 € 40,17 € 40,77 € 41,38 € 42,00 € 42,63 €

Freie Trager - Sonderférderung 800.000 € 800.000 € 812.000 € 824.180 € 836.543 € 849.091 €

Freie Trager: 90.000 UE UE 90.000 3.240.000 € 3.615.300 € 3.669.530 € 3.724.572 € 3.780.441 € 3.837.148 €

Freie Trager gesamt 4.040.000 € 4.415.300 € 4.481.530 € 4.548.752 € 4.616.984 € 4.686.238 €

HHj. 2026 HHj. 2027 HHj. 2028 HHj. 2029 HHj. 2030

Mehrbedarf p.a. 395.000,00 € 407.000,00 € 419.180,00 € 431.542,70 € 444.090,84 €

Mehrbedarf von 2026 bis 2030 | 2.096.813,54 €

Topfer 30.07.2025 HWBG-Novellierung - Berechnung Férdervolumen Freien Trager ab 2026.xIsx
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Weiterbildung Hessen e.V. | Hungener StraBe 6 | 60389 Frankfurt am Main Telefon 069 9150129-0
Hessischer Landtag info@wh-hessen.de
s www.weiterbildunghessen.de
KUItUrpOI|t|SCher AUSSChUSS www.bildungsportal-hessen.de
Schlossplatz 1-3 R
. rankiurter sparkasse
65183 W'_eSbaden IBAN: DE 90 5005 0201 0000 4208 59
— Per Mail - SWIFT-BIC: HELADEF 1822
Vereinsregister-Nr. VR 12 637
Steuernummer 014 250 80430
lhr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom Telefon Frankfurt am Main
CS 069-9150129-0 13.08.2025

Schriftliche Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion
der SPD fiir ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes,
Drucks. 21/2356

Sehr geehrte Damen und Herren,

FUr die Einladung zur Stellungnahme zur Gesetzesnovelle des HWBG danken wir lhnen

herzlich und nehmen hierzu gerne wie folgt Stellung:

Der Verein Weiterbildung Hessen e.V. wurde im Jahr 2003 von 49 Bildungstragern mit
Unterstutzung des Hessischen Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung
gegrundet. Ziel war und ist es, Qualitatssicherung in der Weiterbildung zu férdern, Transparenz
zu erhohen und den Verbraucherschutz zu starken. Heute vereint der Verein tber 300
Mitgliedseinrichtungen aus den Bereichen der beruflichen, allgemeinen und politischen
Weiterbildung. Weiterbildung Hessen e.V. versteht sich seit seiner Griindung als neutrale
Plattform und tbergreifendes Netzwerk, das die Breite der hessischen Weiterbildungslandschaft

widerspiegelt.

Vor diesem Hintergrund ist es uns ein Anliegen, eine differenzierte und ausgewogene
Einschéatzung zur aktuellen Novellierung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes zu geben.
Wir begruRen die gesetzgeberische Absicht, das bestehende Férdersystem zu vereinfachen
und an aktuelle Entwicklungen anzupassen, mdchten jedoch auch auf einige strukturelle

Schwachen und Risiken im Gesetzentwurf hinweisen.

Im Kern sieht der Gesetzesentwurf vier wesentliche Anderungen vor, zu denen wir wie folgt

Stellung nehmen:


mailto:info@wb-hessen.de
http://www.weiterbildunghessen.de/
http://www.bildungsportal-hessen.de/
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1. Einfuhrung einer moderaten Dynamisierung der Leistungen (1,5 % pro Jahr) an die im
HWBG verankerten Trager.

Die vorgesehene Dynamisierung der Leistungen ist grundsatzlich positiv zu bewerten. Eine
regelmafige Anpassung an steigende Kosten ist Gberfallig und notwendig, um die Trager in
ihrer Planung zu stabilisieren. Allerdings erscheint die gewahlte Steigerungsrate von 1,5 % als
zu niedrig bemessen — insbesondere angesichts der Inflationsentwicklung der vergangenen
Jahre sowie der steigenden Personal- und Sachkosten im Weiterbildungsbereich. Eine
Orientierung an den realen Preissteigerungen wirde aus unserer Sicht ein starkeres Signal fur

Verlasslichkeit und Wertschatzung gegentber den Weiterbildungstragern setzen.

2. Einfuhrung der Moglichkeit zur Férderung von Projekten der im HWBG verankerten
Einrichtungen (Zusammenfiuhrung Weiterbildungspakt und HWBG).

Die Integration der bisherigen Projektférderungen des sogenannten Weiterbildungspakts in das
HWBG kann — unter dem Gesichtspunkt der Vereinfachung und Verstetigung — ein sinnvoller
Schritt sein. Der Weiterbildungspakt hat in den vergangenen Jahren wertvolle Impulse gesetzt
und innovative Projekte ermoglicht, die oft Gber die klassische Kursstruktur hinausgingen und

gesellschaftliche Herausforderungen adressierten.

Gleichzeitig ist jedoch auch kritisch zu Gberlegen, ob im Weiterbildungspakt nicht teilweise
Aktivitaten geférdert worden sind, die zu den grundstandigen Aufgaben der im HWBG
verankerten Institutionen gehdren und daher im Sinne der Nachhaltigkeit nicht in befristete
Projektférderungen, sondern in eine Erhdhung der grundstandigen Férderung minden sollte.
Gleichzeitig lasst die im Entwurf vorgesehene finanzielle Ausstattung befurchten, dass es sich
de facto um eine Kiirzung der bisherigen Projektmittel handelt — mit negativen Auswirkungen

auf die Innovationsfahigkeit und Angebotsvielfalt der Trager.

3. Einfuhrung eines Basisbetrags in Hohe von jeweils 45.000 Euro pro Jahr fur die nach
dem Gesetz anerkannten landesweiten Organisationen der Weiterbildung in freier
Tragerschaft an Stelle der Férderung zusatzlicher Unterrichtsstunden im Rahmen der

sogenannten Sonderférderung.

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht insgesamt gesehen eine finanzielle Verschlechterung

der Freien Trager gegenuber der bisherigen Regelung vor. Auch steigt der Basisbetrag nicht mit
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der Dynamisierung der Leistungen, was langfristig eine reale Schwachung bedeutet. Im Sinne
einer Gleichbehandlung sowie zur Absicherung der Angebotsvielfalt ist eine Korrektur der

geplanten Regelung wiinschenswert.

4. Entburokratisierung durch Umstellung von zuwendungsrechtlichen Verfahren auf

weniger administrativ aufwandige leistungsgesetzliche Regelungen.

Die Umstellung von zuwendungsrechtlichen Verfahren auf leistungsgesetzliche Regelungen
begrtfRen wir ausdriicklich. Sie stellt einen wichtigen Schritt zur Entburokratisierung dar und
bedeutet fir die beteiligten Trager eine administrative Entlastung. Zudem wird damit ein
hoheres Mal an Planungssicherheit erreicht. In der Gesamtbetrachtung sehen wir diese
MaRnahme als ein Zeichen des Vertrauens in die Arbeit der anerkannten

Weiterbildungseinrichtungen — ein Signal, das wir ausdricklich unterstitzen.

Fazit

Die Novellierung des HWBG ist ein notwendiger Schritt, um die gesetzlichen
Rahmenbedingungen der 6ffentlich geférderten Weiterbildung zu modernisieren. Wir begri3en
insbesondere die angestrebte Verwaltungsvereinfachung. Gleichzeitig mahnen wir jedoch an,
dass die finanzielle Ausstattung im Gesamtzuschnitt nicht ausreicht, um die steigenden
Anforderungen an die Trager dauerhaft zu bewaltigen — und in Teilen sogar zu einer

Schlechterstellung einzelner Einrichtungen fuhrt.

Dies betrifft sowohl die neun anerkannten landesweiten Organisationen in freier Tragerschaft
als auch den Hessischen Volkshochschulverband (HVV). Die aktuell vorgesehene Beteiligung
von 10 % an den Gesamtmitteln nach §§ 11 und 12 erscheint vor dem Hintergrund der

Aufgaben des HVV insgesamt als zu niedrig angesetzt.

Zudem mdchten wir betonen, dass ein groRer Teil der hessischen
Weiterbildungslandschaft nicht im Anwendungsbereich des HWBG abgebildet wird.
Weiterbildung Hessen e.V. vertritt Giber 300 Einrichtungen, darunter viele private und berufliche
Bildungstrager, die — trotz erheblicher gesellschaftlicher Relevanz — nicht von der gesetzlichen
Foérderung profitieren. Diese Vielfalt ist ein wesentlicher Bestandteil eines funktionierenden
Weiterbildungsmarktes in Hessen. Eine einseitige Starkung einzelner Tragergruppen birgt das
Risiko einer Wettbewerbsverzerrung — insbesondere zulasten jener Einrichtungen, die sich am

freien Markt behaupten missen und gleichzeitig hohe Qualitatsstandards einhalten.
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Als Verband, der sowohl Trager innerhalb und auf3erhalb des HWBG unter seinem Dach
vereint, setzen wir uns fir ein faires, ausgewogenes und langfristig tragfahiges Férdersystem
ein. Das HWBG sollte in seiner finalen Fassung als ein Teil der tatsachlichen Vielfalt der

Weiterbildungslandschaft in Hessen gerecht werden — strukturell, finanziell und inhaltlich.

Mit freundlichen GrifRen

A foe ol

Andreas Haberl Christian Spahn
Vorstandsvorsitzender Geschaéftsfuhrer



PARITATISCHES

HESSEN
PA'RI'TA'TISCHES BILDUNGSWERK HESSEN e.V. ' PARITATISCHES BILDUNGSWERK HESSEN e.V.
Heinrich-Hoffmann-StraBe 3 - 60528 Frankfurt am Main Heinrich-Hoffmann-Str. 3 - 60528 Frankfurt am Main
An den Tel. 069/677 28-101/102 - Fax 069/677 28-100
Kultuspolitischen Ausschuss des Hessischen Landtages Mail info@pbhessen.de - www.pbhessen.de

z.Hd. Herrn Hanns Otto Zinlzer

SchloRplatz 1-3

65183 Wiesbaden

per E-Mail 14.08.2025

Schriftliche Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und
der Fraktion der SPD fiir ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen
Weiterbildungsgesetzes, Drucksache 21/2356

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Geis,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete des Kultuspolitischen Ausschusses
des Hessischen Landtages,

als stimmberechtigtes Mitglied des Landeskuratoriums fir Weiterbildung und
lebensbegleitendes Lernen bedanken wir uns fir die Moglichkeit, eine Stellungnahme zum
Gesetzentwurf abgeben zu kénnen.

Das Paritatische Bildungswerk Hessen e.V. schlie3t sich ausdricklich der Stellungnahme
des LAKU an. Erganzend dazu mochten wir unsere eigene Position verdeutlichen.

Die Freien Trager in ihren neun selbstandigen und gemeinwonhlorientierten
Weiterbildungseinrichtungen stellen neben den o6ffentlichen Tragern die flachendeckende
Grundversorgung an Weiterbildung in Hessen sicher und leisten damit einen grol3en
gesellschaftlichen Beitrag. Aufgrund ihrer Organisationsstrukturen konnen sie hessenweit,
auch im landlichen Raum, flexibel auf Bedarfe reagieren und erreichen Menschen aus
allen gesellschaftlich relevanten Grofl3gruppen. Inhaltlich breit aufgestellt bieten sie
vielfaltige Bildungsangebote fiir alle Altersgruppen an.

Die Freien Trager sehen sich in einer gemeinsamen Verantwortung gegenuber den
Menschen, die in Hessen leben, arbeiten und sich fir die hessische Bevolkerung
engagieren. Um die Zukunftsfahigkeit einer demokratischen Gesellschaft — insbesondere
in Zeiten wachsender Unsicherheit und zunehmender Spaltung — zu sichern, bedarf es
dauerhaft niedrigschwelliger und bezahlbarer Bildungsangebote fir alle
Bevdlkerungsgruppen, unabhangig von Herkunft, Einkommen oder Wohnort.



Ziel der Novellierung des HWBG sollte daher sein, die hessische
Weiterbildungslandschaft aus offentlichen und freien Tragern zu bewahren,
nachhaltig zu starken und sie somit zukunftsfahig aufzustellen.

Der vorliegende Gesetzentwurf sendet positive Signale, die wir anerkennen.

Wir begrufRen die Einfihrung einer leistungsgesetzlichen Regelung, die Erhéhung der
Stundensatze fur Unterrichtseinheiten und deren Dynamisierung, die Mdglichkeit einer
Projektférderung sowie die Bereitschaft, die bisherige Sonderférderung der Freien Trager
in einen Basisbetrag zu Uberflhren.

Der vorliegende Gesetzentwurf erfullt aus unserer Sicht nicht die im Koalitionsvertrag
angekundigte Starkung der Weiterbildung, da sich die HWBG-Férderung inkl.
Projektforderung fur 2026 um lediglich rd. 400.000 € erhdht. Auch die ab 2027
vorgesehene jahrliche 1,5%-Dynamisierung kompensiert nicht die stetig steigenden
Personal- und Sachkosten im Weiterbildungsbereich.

Zusatzlich wird deutlich, dass die Freien Trager durch die Novellierung benachteiligt
werden. Bei der Uberfiihrung der bisherigen Sonderférderung von 800.000 € werden
lediglich 405.000 € als Basisbetrag an die Freien Trager weitergegeben. Dadurch fehlen
ihnen 2026 trotz der Erhdhung der Stundensatze fur Unterrichtseinheiten auf 40,17 € im
Vergleich zur bisherigen Finanzierung 19.700 €. Daruber hinaus soll der Basisbetrag nicht
dynamisiert werden.

Die finanziellen Auswirkungen auf die Freien Trager entnehmen Sie bitte den beiliegenden
Tabellen.

Insgesamt |asst sich feststellen, dass ab 2026 der Anteil des bisherigen Fordervolumens
der Freien Trager an den HWBG-Mitteln von 31% auf 28% sinkt, was zu einer finanziellen
Schlechterstellung gegentber der bisherigen Regelung fuhrt.

Wir fordern daher:

1. Erhéhung des Basisbetrages auf 88.900 € je Freiem Trager
Der Erhalt der bisherigen Sonderférderung in voller Hohe von 800.000 € ist fur die
Freien Trager unabdingbar, um ihre Arbeit auf gleichem Niveau fortsetzen zu kénnen
und keinen Trager finanziell schlechter zu stellen als bisher.

2. Dynamisierung des Basisbetrages
Im Sinne einer Gleichbehandlung ist der Basisbetrag wie alle anderen Leistungen im
HWBG zu dynamisieren. Eine Nichtdynamisierung fuhrt zu einer kontinuierlichen
Schwachung der Freien Trager.

3. Anhebung der Dynamisierung auf 3% p.a.
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Dynamisierung der Leistungen um 1,5% p.a. reicht
nicht aus, um den dauerhaft steigenden Anforderungen finanziell begegnen zu kénnen.



Lebenslanges Lernen ist eine tragende Saule unserer Gesellschaft: Bildung fur alle
eroffnet individuelle Entwicklungschancen und starkt zugleich den gesellschaftlichen
Zusammenhalt, indem sie Menschen befahigt, aktiv am wirtschaftlichen, politischen und
sozialen Leben teilzunehmen. Daher braucht es dauerhaft leicht zugangliche und
bezahlbare Bildungsangebote fur alle Bevdlkerungsgruppen.

Hessen verfugt Uber bewahrte und gut vernetzte Tragerstrukturen in der offentlich-
geforderten Weiterbildung. Damit das flachendeckende und vielfaltige Bildungsangebot
auch in herausfordernden Zeiten langfristig gesichert bleibt, ist eine deutliche Starkung
und verlassliche Unterstutzung durch das Land Hessen unverzichtbar.

Mit freundlichen GriiRen

Silke Topfer
Geschaftsfuhrerin



HWBG-Novellierung

Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs vom 10.06.2025 auf die Forderung der Freien Trager

HWBﬁriojé o derﬁ:%%%é Gesamt HWB(;NZDOSIS Basisbetrazgogg Gesamt Differenz
UE 36 € 40,17 €

Bildungsakademie des Landessportbundes Hessen e.V. 6.003| 216.108 € 80.000€| 296.108 € 241.141 € 45.000 €| 286.141 € -9.967 €
Bildungswerk der Arbeiterwohlfahrt Hessen e.V. 5.715| 205.740 € 60.000€| 265.740€ 229.572 € 45000 €| 274572 € 8.832 €
Bildungswerk der Hessischen Wirtschaft e.V. 7.137| 256.932€| 120.000€| 376.932¢€ 286.693 € 45.000 €| 331.693 € -45.239 €
DGB Bildungswerk Hessen e.V. 19.989| 719.604 €| 120.000€| 839.604 € 802.958 € 45.000 €| 847.958 € 8.354 €
Evangelische Erwachsenenbildung Hessen 16.128| 580.608 €| 120.000€| 700.608 € 647.862 € 45.000 €| 692.862 € -7.746 €
Katholische Erwachsenenbildung Hessen 16.128| 580.608 €| 120.000€| 700.608 € 647.862 € 45.000 €| 692.862 € -7.746 €
Paritatisches Bildungswerk Hessen e.V. 6.804| 244.944 € 68.000 €| 312.944 € 273.317 € 45.000 €| 318.317 € 5.373 €
verdi Bildungswerk Hessen e.V. 7.983| 287.388 € 64.000€| 351.388€ 320.677 € 45.000 €| 365.677 € 14.289 €
Verein fur Landvolkbildung e.V. 4113 148.068 € 48.000 € 196.068 € 165.219 € 45,000 €] 210.219€ 14.151 €
Summe 90.000| 3.240.000 € 800.000 €| 4.040.000 € 3.615.300 €| 405.000 €(4.020.300 € -19.700 €

Topfer 30.07.2025 HWBG-Novellierung - Auswirkungen auf die Freien Trager.xlsx




HWBG-Novellierung

Berechnung des Fordervolumens der Freien Trager ab 2026 mit Basis 2025

Fordervolumen ab 2026 It. Gesetzentwurf vom 10.06.2025

Dynamisierung UE mit 1,5% p.a.

Basisforderung FT i.H.v. 405.000 € p.a. ohne Dynamisierung Dynamisierung mit: 1,50% 1,50% 1,50% 1,50%

2025 2026 2027 2028 2029 2030

Art  |UE/TN-Std. 36,00 € 40,17 € 40,77 € 41,38 € 42,00 € 42,63 €

Freie Trager - Sonderférderung 800.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 € 405.000 €

Freie Trager: 90.000 UE UE 90.000 3.240.000 € 3.615.300 € 3.669.530 € 3.724.572 € 3.780.441 € 3.837.148 €

Freie Trager gesamt 4.040.000 € 4.020.300 € 4.074.530 € 4.129.572 € 4.185.441 € 4.242.148 €
Forderung der Freien Trager: Erhalt der kompletten Sonderforderung und deren Dynamisierung

Dynamisierung UE mit 1,5% p.a.

Basisforderung FT i.H.v. 800.000 € p.a. mit Dynamierung 1,5% p.a. Dynamisierung mit: 1,50% 1,50% 1,50% 1,50%

2025 2026 2027 2028 2029 2030

Art UE/TN-Std 36,00 € 40,17 € 40,77 € 41,38 € 42,00 € 42,63 €

Freie Trager - Sonderférderung 800.000 € 800.000 € 812.000 € 824.180 € 836.543 € 849.091 €

Freie Trager: 90.000 UE UE 90.000 3.240.000 € 3.615.300 € 3.669.530 € 3.724.572 € 3.780.441 € 3.837.148 €

Freie Trager gesamt 4.040.000 € 4.415.300 € 4.481.530 € 4.548.752 € 4.616.984 € 4.686.238 €

HHj. 2026 HHj. 2027 HHj. 2028 HHj. 2029 HHj. 2030

Mehrbedarf p.a. 395.000,00 € 407.000,00 € 419.180,00 € 431.542,70 € 444.090,84 €

Mehrbedarf von 2026 bis 2030 | 2.096.813,54 €

Topfer 30.07.2025 HWBG-Novellierung - Berechnung Férdervolumen Freie Trager ab 2026.xIsx
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Hessischer Stadtetag - Frankfurter StraBe 2 . 65189 Wiesbaden

Die Vorsitzende des Kultuspolitischen
Ausschusses

Frau Kerstin Geis, MdL

Hessischer Landtag

Schlossplatz 1 - 3

65183 Wiesbaden

Anhorung zu dem Gesetzentwurf fur ein zweites Gesetz zur

Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes, Drucks. ARSI
21/2356 lhr Zeichen:
P27 ‘

Unser Zeichen:
351.00 Sv-Sr/Zi

Durchwahl:
. . 0611/1702-26
Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende Geis,
E-Mail:

sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, schaposchnikov@hess-staedtetag.de

Datum:
15.08.2025

Stellungnahme Nr.:

wir bedanken uns fir die Gelegenheit zur Stellungnahme. 058-2025

Die von Ihrem Ausschuss gesetzte Frist erlaubt es uns leider nicht,
unsere fur die Entscheidung zustandigen Gremien einzuschalten.
Wir stellen daher die nachstehenden Ausfuihrungen ausdrtcklich

unter Gremienvorbehalt.

Unsere Mitgliedstadte sind vielfach als Trager von offentlichen

Volkshochschulen unmittelbar im Hessischen Volkshoch-

Verband der kreisfreien und
kreisangehoriger Stadte im

schulverband vertreten, weswegen wir unsere Stellungnahme in [, e fessen

Teilen auf die Ausfiihrungen des Verbandes stiitzen. Frankfurter Strafe 2
65189 Wiesbaden

Telefon: 0611/1702-0
Telefax: 0611/1702-17

posteingang@hess-staedtetag.de
www.hess-staedtetag.de
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Die Einfuhrung von leistungsgesetzlichen Regelungen anstelle zuwendungsrechtlicher
Verfahren sind unseres Erachten dazu geeignet, die Prozesse zwischen Land und
Tragerorganisationen zu verbessern. Dass die Tragerorganisation mit einem dynamischen
Finanzierungsfaktor versehen wird, erscheint mit Blick auf die sich stets veranderte Situation

geboten.

Nach Informationen des Hessischen Volkshochschulverbandes ist die geplante Anhebung
der Finanzierung der Tragerleistungen von 36 Euro pro Unterrichtseinheit im Jahr 2025 auf
40,17 Euro bzw. von 18 Euro auf 20,09 fir die Teilnahmestunde auf der Burg Firsteneck
im Jahr 2026 ist wichtig. Hierdurch wird es mdglich, die au3erordentlich hohen Aufwiichse
bei den Angebotskosten (insbesondere durch Honoraranpassungen, Tarifbindung,
Veranstaltungsnebenkosten, Birokratieaufbau, neue rechtliche Vorgaben) teilweise aus-
zugleichen. Es ist Uberdies hervorzuheben, dass die Erfahrungen aus den zwei Weiter-
bildungspakten (2017-2025) in das neue Gesetz einflieRen. Hierzu zahlt insbesondere die
Berucksichtigung der Projektférderung, die es den Tragern ermdéglicht, innovative Mal3-
nahmen auch Uber einen langeren Zeitraum (bis zu drei Jahren) durchzufihren und zu

erproben.

Im Ubrigen steht unsere Einschatzung, dass die im Koalitionsvertrag der derzeitigen
Landesregierung angekiindigte Starkung der hessischen Erwachsenenbildung mit dem Ent-
wurf nicht erreicht werden kann, im Einklang mit der Position des Hessischen
Volkshochschulverbandes. Ebenso erscheint fraglich, ob die zum Ziel gesetzte, leichte
Zuganglichkeit des lebensbegleitenden Lernens, erreicht werden kann.

Die angekiindigte Erhohung der Gesamtférderung - Pro-Kopf-Forderung von 2,29 Euro
(2025) auf 2,35 (2026) pro Jahr — wird dem steigenden Aufwand nicht gerecht. Die
entstehenden Kosten, die u. a. durch Inflation und Tarifbindung bedingt sind, kénnen durch
den angekindigten Aufwuchs nicht ausgeglichen werden. Damit geht faktisch ein
Finanzierungsruckgang einher. Die im neuen Gesetz vorgesehene Dynamik von 1,5 Prozent
wird die aufwachsenden Kosten nicht auffangen konnen.

An dieser Stelle ist der Bundesdurchschnitt in der Férderung der Volkshochschulen zu
nennen: Wéahrend das Land Hessen gerade einmal 5,8 Prozent der Finanzierung der
Leistungen der Volkshochschulen tbernimmt, sind es im Bundesdurchschnitt 13,4 Prozent
bei der Landesférderung.
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Damit bleiben die Kosten weitestgehend bei den Kommunen, die ohnehin schon belastet
sind. Weitere Betroffene werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sein.

Es kann nicht Ziel der Hessischen Landesregierung sein, eine faktische Kostenreduzierung
vorzunehmen, die in einem bundesweiten Vergleich deutlich zurticksteht. In Folge dessen
werden Kommunen sowie Teilnehmenden belastet. Es muss damit gerechnet werden, dass
die Zahl der Interessierten rticklaufig wird.

Durch die Tarifbindung an den TV6D steigen die Personalkosten tber 1,5 Prozent jahrlich,
ebenso sind die Betriebskosten von inflationsbedingten Steigerungen betroffen. Die
Qualitatsanforderungen bei Digitalisierung, Inklusion und Integration erfordern zuséatzliche

Investitionen.

Wir schlieRen uns daher der Empfehlung des Hessischen Volkshochschulverbandes an,

die dynamische Komponente auf 3 Prozent p.a. fir alle vorgesehenen Finanzierungs-

komponenten bis 2030 anzuheben.

AulRerdem ist der hier in Rede stehende Entwurf dazu geeignet, die landesweiten Struktu-

ren, etwa wichtige Kooperationsstrukturen zwischen Freien und offentlichen Tragern,

nachhaltig zu schwachen. Dazu fuhrt der Hessischen Volkshochschulverband wie folgt aus:
,Die Kappung der Finanzierung der landesweiten Organisationen der Freien Trager um
400.000 Euro (bisher: Projektmittel der Sonderforderung) ist keinesfalls zielfiihrend.
Die Deckelung der Finanzierung des Hessischen Volkshochschulverbandes (hvv) auf 10
Prozent der Finanzierung der offentlichen Trager und der Burg Fursteneck entspricht
nicht den absehbaren Bedarfen des Dachverbandes der Volkshochschulen, der trotz
steigender Anforderungen mit bereits reduzierten Personalressourcen erhebliche Inno-
vationsarbeit fur seine Mitgliedseinrichtungen leistet. Es kann nicht sein, dass
kontinuierliche, gesetzlich verankerte Aufgaben des Verbandes mit Projektmitteln
finanziert werden sollen. Uber diese Option ist weder ein nachhaltiger Service fiir die
Volkshochschulen noch ein zukunftsorientiertes Personalmanagement abbildbar. Die
Folge der o.a. Deckelung ware ein weiterer Personalabbau und damit verbunden eine
merkbar reduzierte Serviceleistung gegentber den Volkshochschulen.”

Anknupfend an die obigen Ausfiihrungen mahnen wir an, dass sowohl freie als auch o6ffentli-

che Trager wichtige Aufgaben wahrnehmen, die besonders mit Blick auf bestehende sowie

drohende Krisen, zunehmend wichtiger werden.
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Aus den genannten Grinden missen alle bisherigen Sondermittel fir die landesweiten

Organisationen der Freien Trager in Hohe eines Basisbetrages von 88.900 Euro pro Trager

im Jahr 2026, einschlieRlich der o.a. Dynamik, beriicksichtigt werden. Die Erh6éhung der

Finanzierung des Hessischen Volkshochschulverbandes von 10 Prozent auf 12 Prozent der

Hohe der Finanzierunqg der dffentlichen Trager und der Burg Fursteneck.

Schlief3lich sind die im Entwurf vorgesehenen Zuwendungen fiir Modellprojekte und Mal3-
nahmen von besonderem Landesinteresse in Hohe von sechs Prozent der im jeweiligen
Haushaltsjahr veranschlagten Finanzierung im Vergleich zur Foérderhdhe im Weiter-
bildungspakt deutlich reduziert (rund 1,5 Mio. Euro pro Jahr von 2018-2025).

Es ist notwendiq, fiur die Projektfinanzierunqg - sofern die Leistungsfinanzierung der Tréger

auf dem vorgesehenen Niveau verbleibt - einen jahrlichen Betrag in H6he von 12 Prozent

der gesamten Finanzierung vorzusehen. Positiv zu bewerten ware eine noch deutlichere

Annaherung an den Bundesdurchschnitt von 13,4 Prozent.

Wir bitten um Berucksichtigung.

Mit freundlichen GrifRen

gez.

Jurgen Dieter
GF Direktor
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Offentliche miindliche Anhdrung des Kulturpolitischen Ausschusses zum Gesetzentwurf
der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD fiir ein zweites Gesetz zur Anderung des
Hessischen Weiterbildungsgesetzes, Drucks. 21/2356

Sehr geehrte Frau Geis,
sehr geehrte Damen und Herren,

fur die uns eingerdumte Maoglichkeit der Stellungnahme in oben bezeichneter Angelegenheit

bedanken wir uns herzlich.

Nur wenige Mitglieder unseres Verbandes sind selbst Trdger von Einrichtungen der
Weiterbildung nach § 8 HWBG. Die Ubrigen Mitglieder tragen lUber die Kreisumlage zur
Finanzierung der Zuschussbedarfe entsprechender Einrichtungen der Landkreise bei. Vor
diesem Hintergrund verweisen wir auf die ausfiihrliche Stellungnahme des Hessischen

Landkreistags, die wir unterstiitzen.

Mit freundlichen GriRen

QD - Nehss

Dr. David Rauber
Geschaftsfihrer
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Weiterbildung
Gesetzentwurf der

CDU- und der SPD-Fraktion

fUr ein zweites Gesetz zur Anderung des
Hessischen Weiterbildungsgesetzes,
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Frankfurt am Main, 15. August 2025

Vereinigung der hessischen Unternehmerverbdnde e. V. Jonas Fidler
Abteilung Bildungspolitik Abteilungsleiter Bildungspolitik
www.vhu.de Tel: 069 95808-215, jonas.fidler@vhu.de



VhU-Stellungnahme )
Gesetzentwurf fUr ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes, Drucks. 21/2356

Die Fraktionen der CDU und der SPD im Hessischen Landtag haben einen Gesetzent-
wurf fUr ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes
(HWBG) eingebracht. Der Kultuspolitische Ausschuss hat in diesem Zusammenhang die
Vereinigung der hessischen Unternehmerverbdnde (VhU) um Stellungnahme zum Ge-
setzentwurf gebeten. HierfUr danken wir und kommen der Aufforderung gerne nach.

Grundsatzlich begriBt die VhU, dass das HWBG novelliert werden und wichtige Anpas-
sungen an aktuelle Anforderungen der Weiterbildung und des lebensbegleitenden
Lernens vorgenommen werden sollen. Angesichts der wachsenden Bedeutung der
Weiterbildung — etwa zur Bewdaltigung des digitalen sowie des demographischen Wan-
dels — ist eine Weiterentwicklung des gesetzlichen Rahmens geboten.

Die hessische Wirtschaft ist auf eine leistungsfahige Weiterbildungslandschaft angewie-
sen, um die Qualifikation der Beschaftigten zu sichern und die Wettbewerbsfahigkeit
des Standorts Hessen zu erhalten. Dass mit der Novellierung — trotz angespannter Fi-
nanzlage des Landes — gezielt Investitionen Weiterbildung getatigt werden, wirdigt
die VhU. Die vorgeschlagenen Anderungen erscheinen geeignet, mehr Planungssi-
cherheit, Verlasslichkeit und Effizienz in der Weiterbildung zu schaffen, wobei die be-
wdahrte Grundstruktur des HWBG beibehalten wird.

In Bezug auf die wesentlichen Neuerungen nimmt die VhU wie folgt Stellung:

1. EinfUhrung einer Dynamisierung

Die EinfUhrung einer moderaten Dynamisierung der Leistungen an die im HWBG veran-
kerten Weiterbildungstradger um 1,5 % pro Jahr befUrwortet die VhU. Erstmals wird damit
eine jGhrliche Anpassung verankert und Planungssicherheit geschaffen. Die Dynami-
sierung tragt dem Umstand Rechnung, dass Kostenelemente wie Personal, Mieten und
Lehrmaterialien typischerweise einer jahrlichen Teuerung unterliegen. Aus Sicht der
VhU ist dies ein wichtiger Schritt, um Weiterbildungsangebote langfristig zu sichern.

Gleichzeitig weist die VhU darauf hin, dass ein jahrlicher Zuwachs von 1,5 % eine eher
»moderate" Dynamisierung darstellt und fraglich bleibt, ob sie im Mittel mit der erwart-
baren Inflation konform gehen wird. Vor diesem Hintergrund regt die VhU an, die Wirk-
samkeit der Dynamisierung regelmaBig zu evaluieren und bei Bedarf nachzujustieren.

2. EinfUhrung der Projektférderung

Innovative Projekte wurden bisher Uber befristete ,Weiterbildungspakte* auBerhalb
des Gesetzes gefordert. Diese auBergesetzliche Projektférderung hat maBgeblich
dazu beigetragen, pddagogische Innovationen zu entwickeln. Dass der Gesetzent-
wurf die Méglichkeit zur Forderung von Projekten der Weiterbildungstrdger nun im
HWBG verankert, erscheint folgerichtig.

Positiv hervorzuheben ist, dass der Gesetzentwurf einen klaren Rahmen fur die Projeki-
férderung definiert. So sollen nach der geplanten Neuregelung bis zu 6 % der j&hrli-
chen Landeszuschusse fUr Weiterbildung fUr Projekte mit besonderem Landesinteresse
bereitgestellt werden. Diese GroBenordnung erscheint angemessen, um einerseits ge-
nugend Raum fUr innovative Projekte zu schaffen und andererseits den GroBteil der
Mittel weiterhin fUr die Forderung der Regelangebote einzusetzen.
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VhU-Stellungnahme )
Gesetzentwurf fUr ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes, Drucks. 21/2356

3. EinfUhrung eines Basisbetrages

Eine weitere zentrale Anderung ist die EinfUhrung eines j&hrlichen Basisbetrags in Hohe
von 45.000 € fUr jede landesweit anerkannte Organisation der Weiterbildung in freier
Tragerschaft. Durch den Basisbetrag erhalten die landesweiten freien Trager erstmals
eine gesetzlich abgesicherte Grundfinanzierung fur ihre landesweite Bildungsarbeit.

Bislang wurden diese Trager durch eine jahrlich neu bereitgestellte Sonderférderung
fOr zusatzliche Unterrichtsstunden unterstUtzt, die auBerhalb des HWBG auf Haushalts-
basis gewdhrt wurde. Dieses Verfahren war mit Unsicherheiten und erheblichem admi-
nistrativem Aufwand verbunden und wurde vom Hessischen Rechnungshof als wenig
transparent kritisiert. Die Umstellung auf einen festen Basisbetrag beendet die seit 2008
praktizierte jeweils befristete Sonderférderung und sichert den freien Trédgern verste-
tigte Mittel fUr ihre Grundversorgung an Weiterbildungsangeboten.

Die VhU begruBt den Basisbetrag als Schritt zu mehr Planungssicherheit in der Weiterbil-
dungslandschaft. Gleichwohl wird nicht verkannt, dass die Neuregelung Verschiebun-
gen in der Mittelverteilung mit sich bringt, Zum einen ist fOr den Basisbeitrag keine Dy-
namisierung vorgesehen, zum anderen werden einige freie Trager, die bislang Gber
die Sonderférderung hdhere ZuschUsse fur zusatzliche Kursstunden erhielten, in der
kommenden Forderperiode mit weniger Mitteln auskommen mussen, da der pau-
schale Basisbetrag ihre bisherigen Zusatzmittel nicht vollst&ndig kompensieren kann.
Nach Berechnungen der VhU wird es mit dem Jahreswechsel 2025 auf 2026 bezogen
auf die Gesamthdhe der Zuweisungen (aktuelle Kennzahlen zugrunde legend) zu Aus-
wirkungen von -12 % bis +7 % fur die betroffenen freien Trdger kommen.

Insgesamt Uberwiegen aus Sicht der VhU jedoch die Vorteile der Neuregelung: Der Bo-
sisbetrag schafft ein transparentes und unbUrokratisches Forderinstrument, das den
freien Weiterbildungstragern verl@sslich zur VerfUgung steht und ihren wichtigen Bei-
trag zur Grundversorgung im Bereich der Erwachsenenbildung anerkennt. Die VhU
regt jedoch an, auch den Basisbetrag mit einer Dynamisierung zu versehen.

4. EntbuUrokratisierung

Die VhU begru3t den deutlichen Fokus des Gesetzentwurfs auf EntbUrokratisierung und
Effizienzsteigerung in der Weiterbildungsférderung. Durch die Umstellung von zuwen-
dungsrechtlichen Verfahren auf leistungsgesetzliche Regelungen wird das Verfahren
einfacher und weniger verwaltungsaufwandig gestaltet.

Aus Sicht der VhU ist dieser Systemwechsel duB3erst positiv zu bewerten. Weniger BUro-
kratie bedeutet, dass die Weiterbildungsanbieter inre personellen Ressourcen stérker
auf die inhaltliche Bildungsarbeit und die Qualitatssicherung konzentrieren kbnnen, an-
statt aufwdndige Verwaltungsauflagen erflllen zu mussen. Auch fur die &ffentlichen
Stellen dUrften vereinfachte Verfahren zu Einsparungen an Zeit und Kosten fUhren. Do-
mit wird ein gréBerer Teil der bereitgestellten Gelder tatsGchlich fir den Zweck der
Weiterbildung wirksam, ein Anliegen, das die Wirtschaft ausdricklich unterstitzt.

Wichtig ist zugleich, dass die Transparenz und Zielorientierung der Mittelverwendung
gewabhrt bleiben. Die vorgesehenen leistungsorientierten Regelungen gehen Hand in
Hand mit Berichtspflichten der Trager, damit das Land die erbrachten Leistungen
nachvollziehen kann. Dies stellt sicher, dass trotz weniger BUrokratie eine Rechenschaft
Uber die Verwendung o6ffentlicher Mittel erfolgt.
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Zusammenfassend halt die VhU fest, dass der Gesetzentwurf zur Anderung des HWBG
viele richtige Weichenstellungen vornimmt und einen grundsatzlich positiven Ansatz
zur Stérkung der Weiterbildung in Hessen darstellt. Insbesondere die Dynamisierung der
Fordermittel, die institutionalisierte Projektforderung, der neue Basisbetrag und die Ent-
bUrokratisierung der Verfahren sind MaBnahmen, die — jeder fUr sich und insbesondere
in ihrer Gesamtheit — dazu beitragen, die hessische Weiterbildungslandschaft modern
und zukunftsfahig aufzustellen.

Im Blick behalten werden sollte, dass sich der vorliegende Gesetzentwurf auf die ihn
betreffenden Trager unterschiedlich stark auswirkt (s. 0.). FUr einzelne Trager kann es zu
durchaus schmerzlichen Einschnitten kommen. Da aufgrund der Wichtigkeit aller be-
troffenen Trager fUr die hessische Weiterbildungslandschaft jedoch angeraten ist, dass
Lasten nicht Uberproportional von einzelnen Tr&dgern getragen werden mussen, sollte
eng im Blick behalten werden, welche Auswirkungen sich aus der Novellierung im Zeit-
ablauf konkret ergeben werden.

AbschlieBend unterstUtzt die VhU den grundsatzlichen Tenor des Gesetzes und das da-
rin zum Ausdruck kommende Bekenntnis zur Weiterbildung als &ffentliche Aufgabe. Die
hessische Weiterbildungslandschaft ist gepragt von vielen Akteuren und Tragern. Mit
dem HWBG werden die fUr diese Landschaft besonders relevanten Trager — auch in
einer finanziell schwierigen Zeit — gezielt in ihrem Angebot unterstUtzt. HierfUr ist die
VhU mit Blick auf die Bedeutung fUr die Weiterbildung von Beschdaftigten dankbar.
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Stellungnahme der Arbeit und Leben Hessen gGmbH zum Gesetzentwurf der Fraktion
der CDU und der Fraktion der SPD fiir ein zweites Gesetz zur Anderung des
Hessischen Weiterbildungsgesetzes, Drucks. 21/2356 im Rahmen der schriftlichen
Anhoérung

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Geis,
sehr geehrte Abgeordnete des Kultuspolitischen Ausschusses des Hessischen
Landtages,

Arbeit und Leben Hessen bedankt sich fur die Moglichkeit, zum Entwurf der
Novelle des Hessischen Weiterbildungsgesetzes Stellung nehmen zu konnen.

Arbeit und Leben Hessen gGmbH ist eine gemeinnutzige Bildungseinrichtung
in gemeinsamer Tragerschaft des Vereins zur Forderung gewerkschaftlicher
Bildung und Beratung des Deutschen Gewerkschaftsbundes Bezirk Hessen-
Thuringen und des Hessischen Volkshochschulverbandes.

Seit 75 Jahren gestalten wir Bildungsangebote flir Arbeitnehmer*innen,
Auszubildende und Multiplikator*innen mit dem Fokus auf Zielgruppen, die
einen erschwerten Zugang zu Bildungsangeboten haben. Unsere
Schwerpunkte liegen in der politischen Bildung, der arbeitsweltbezogenen
Weiterbildung sowie in Projekten zur Demokratieforderung, Grundbildung,
Vielfalt und Teilhabe.

Das Hessische Weiterbildungsgesetz lauft Ende 2025 aus und wird im Zuge
der Novellierung mit dem Weiterbildungspakt zusammengefuhrt. Wir
begrilien, dass die hessische Landesregierung mit der Reform das Ziel
verfolgt, die Weiterbildung in Hessen zukunftsfest, bedarfsgerecht und
chancengleich zu gestalten.
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Mit dieser Stellungnahme maochten wir unsere Einschatzungen, fachlichen
Hinweise und Empfehlungen in den Gesetzgebungsprozess einbringen.

Die Novellierung des HWBG sieht im Wesentlichen vier zentrale Anderungen
vor, deren Stof¥richtung wir insgesamt positiv bewerten.

Dazu zahlen insbesondere:
e die EinfUhrung leistungsgesetzlicher Regelungen statt
zuwendungsrechtlicher Verfahren,
e die Einflhrung einer Dynamisierung der Forderung,
e die gesetzliche Verstetigung der Projektforderung,
e sowie die Einfuhrung eines Basisbetrags flr anerkannte landesweite
Organisationen in freier Tragerschaft.

Diese Schritte gehen in die richtige Richtung. Allerdings sind einige
Regelungen nicht weitreichend genug oder bergen Risiken fur die im HWBG
anerkannten offentlichen und freien Trager.

Zentrale Anliegen und Empfehlungen

Dynamisierung

Wir begriRen die Einfihrung einer Dynamisierung ausdrtcklich. Die
vorgesehenen 1,5 % pro Jahr reichen jedoch nicht aus, um Inflationsraten,
Tarifsteigerungen, steigende Honorare, Mieten, Energie- und Sachkosten
auszugleichen.

Wir schlielen uns hier den Positionen unserer Partnerorganisationen an (DGB
Bildungswerk Hessen, Hessischer Volkshochschulverband, Weiterbildung
Hessen e.V.) und fordern eine Anhebung auf mindestens 3 % jahrlich fiir alle
Finanzierungskomponenten, um reale Werthaltigkeit zu sichern.

Projektférderung

Die Verstetigung der Projektforderung im Gesetz ist ein wichtiger Schritt fur
Planungssicherheit und Innovation.

Allerdings beflurchten wir, dass die vorgesehene finanzielle Ausstattung einer
faktischen Klrzung gegenuber der bisherigen Projektmittel gleichkommt.
Wir fordern daher eine Finanzierung mindestens auf dem bisherigen Niveau
des Weiterbildungspakts bzw. eine Uberfihrung der Sondermittel in den
Basisbetrag fur die landesweiten Trager.
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Basisbetrag fur freie landesweite Trager

Die Einflhrung eines Basisbetrags ist grundsatzlich sinnvoll, um die
Weiterbildungslandschaft abzusichern. Die vorgesehene Hohe von 45.000
Euro pro Trager ist jedoch zu gering und gleicht den Wegfall der bisherigen
Sonderforderung nicht aus.

Freie Trager und der Hessische Volkshochschulverband haben friihzeitig
darauf hingewiesen, dass viele bisher projektgeforderte Manahmen (z. B.
politische Bildung, Grundbildung, Digitalisierung) zum Regelangebot gehtren
sollten. Entsprechend haben sie angeregt, Mittel aus der Projektforderung in
die Grundforderung umzuschichten, um diese Angebote dauerhaft
abzusichern.

Nach jetzigem Stand des Gesetzentwurfs erfolgt zwar eine Kirzung der
Projektmittel, jedoch ohne Umschichtung in die Grundforderung.

Unsere klare Forderung bleibt daher: Ein Minus bei den Projektmitteln muss als
Plus bei der Grundforderung eingesetzt werden. Dies erfordert, die bisherigen
Sondermittel vollstandig in einen Basisbetrag von 88.900 Euro pro Trager zu
dberflihren und diesen Betrag dynamisch auszugestalten.

Finanzierungssatze

Die Erhohung auf 40,17 Euro pro Unterrichtseinheit und 20,09 Euro pro
Teilnahmestunde ist ein Schritt nach vorn und bietet Transparenz und Klarheit
fur die nachsten funf Jahre. Jedoch ist der avisierte Satz im bundesweiten
Vergleich niedrig. Auch hier muss die Dynamisierung hoher ausfallen.

Zeitgemale inhaltliche Erweiterungen

Positiv bewerten wir die Aufnahme von Bildung fur nachhaltige Entwicklung
und die Berticksichtigung digitaler Bildung unter padagogischen
Gesichtspunkten. Diese Erweiterungen mussen jedoch mit gezielten
Ressourcen und Qualifizierungsangeboten fur Lehrende unterlegt werden.

Entburokratisierung

Die Umstellung auf leistungsgesetzliche Regelungen ist ein wichtiger Beitrag
zur Verwaltungsvereinfachung, zur Entlastung der Trager und zur Starkung
von Planungssicherheit. Wir sehen darin ein wichtiges Signal des Vertrauens in
die Arbeit der Weiterbildungstrager.

Mitgliedschaft im Landeskuratorium
Wir begriiRen ausdrlcklich unsere Aufnahme als stimmberechtigtes Mitglied
im Landeskuratorium Weiterbildung und sehen darin eine Starkung der



15. August 2025
Seited / 4

Arbeit und Leben Hessen
gGmbH

WeilstraRe 4-6

61440 Oberursel

T 06171 57622

F 06171 580257
info@aul-hessen.de
www.aul-hessen.de

. Geschaftsfihrerin:
Nora Schrimpf

GLS Gemeinschaftsbank
IBAN: DE66 4306 0967 1305
252000

BIC: GENODEM1GLS

Arbeitund
Leben

HESSEN

Mitwirkung der Trager an der strategischen Weiterentwicklung der
Weiterbildung in Hessen.

Insgesamt spiegelt sich aus unserer Sicht die im Koalitionsvertrag
angekundigte Starkung der Erwachsenenbildung im vorliegenden Gesetz-
entwurf nicht in ausreichendem Male wider. Die Gesamtbezuschussung der
Erwachsenenbildung erhoht sich von 2025 auf 2026 von gut 14,7 Mio. Euro
auf knapp 15,1 Mio. Euro. Diese geplante Erhohung steht in keinem
angemessenen Verhaltnis zu dem wachsenden finanziellen Aufwand, der der
Erwachsenenbildung in den kommenden Jahren entsteht.

So ist die Novellierung des HWBG ein Schritt in die richtige Richtung, um die
gesetzlichen Rahmenbedingungen der offentlich geforderten Weiterbildung zu
modernisieren. Damit die Reform jedoch ihrem eigenen Anspruch gerecht
wird, muss die finanzielle Ausstattung angepasst werden, insbesondere durch:

e eine Dynamisierung von mindestens 3 %,

e einen angemessenen Basisbetrag von 88.900 Euro pro freiem
Trager inklusive Dynamisierung,

e und eine Projektforderung mindestens auf dem Niveau des
Weiterbildungspakts.

Nur so konnen wir gemeinsam mit den anderen anerkannten Tragern unseren

Auftrag erfullen, Bildung fur alle zu sichern, demokratische Teilhabe zu starken
und die Weiterbildungslandschaft in Hessen zukunftsfest zu gestalten.

Mit freundlichen GriRen

Arbeit und Leben Hessen gGmbH




Hessische Heimvolkshochschule Burg Firsteneck e.V.
Am Schlossgarten 3 | 36132 Eiterfeld

An den
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im Hessischen Landtag
Herrn Hans Otto ZinRer
Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden
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A Furs:
FURSTENECK

Akademie flr musisch-kulturelle, berufliche

und gesellschaftspolitische Weiterbildung

Hartmut Piekatz
Geschéaftsfihrender Direktor
+49 (0)6672 / 9202-15

+49 (0)151 /504 127 46
piekatz@burg-fuersteneck.de

Flrsteneck, 15.08.2025

Stellungnahme der Hessischen Heimvolkshochschule Burg Flrsteneck e.V.
zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD
fir ein zweites Gesetz zur Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Geis,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete

des Kultuspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtages,

wir méchten uns ganz herzlich fir die Mdéglichkeit bedanken, zum Entwurf der Novelle des
Hessischen Weiterbildungsgesetzes Stellung nehmen zu kénnen.

Zunachst begrtfRen wir den vorliegenden Gesetzentwurf in groRen Teilen. Besonders positiv
empfinden wir die Umstellung von zuwendungsrechtlichen Verfahren auf
leistungsgesetzliche Regelungen, die Einfihrung einer Dynamisierung sowie die

vorgesehene Projektférderung.

Die geplante Anhebung der Finanzierung von 18,00 Euro im Jahr 2025 auf 20,09 Euro im
Jahr 2026 fir die Teilnahmestunde auf Burg Firsteneck ist erfreulich. Hierdurch kénnen die
gestiegenen Kosten im Einkauf, durch immer neue rechtliche Vorgaben fir den
vorbeugenden Brandschutz, die im TvOD gestiegenen Lohnkosten sowie
Honoraranpassungen fur die Referentinnen und Referenten zumindest teilweise

ausgeglichen werden.

Positiv sehen wir in diesem Zusammenhang auch die Einflihrung eines dynamischen
Finanzierungsfaktors fur die Tragerorganisationen. Dies erkennt an, dass die
Weiterbildungstrager zur Aufrechterhaltung ihrer Angebote mit kontinuierlich steigenden

finanziellen Aufwendungen kalkulieren missen.

Hessische Heimvolkshochschule Burg Fursteneck e.V. o~ Sparkasse Fulda

Am Schlossgarten 3 | 36132 Eiterfeld SWIFT-BIC HELADEF1FDS

Telefon +49 (016672 / 9202-0 . .' IBAN DE77 5305 0180 0072 0028 92
piekatz@burg-fuersteneck.de | www.burg-fuersteneck.de

Amtsgericht Fulda VR 1847 | USt.-IdNr. DE237893083



Allerdings mochten wir dringend darauf hinweisen, dass die vorgesehene dynamische
Komponente von lediglich 1,5% praxisfern ist. Wir empfehlen, diese auf mindestens 3,0%
bis 3,5% anzuheben, um den tatsachlichen Preissteigerungen und den steigenden
Lohnkosten gerecht zu werden.

In den vergangenen 7,5 Jahren haben die Uber den Hessischen Weiterbildungspakt
finanzierten Projekte erheblich zur quantitativen und qualitativen Erweiterung der Angebote
im gesellschaftspolitischen Bereich beigetragen, der von besonderem Interesse fur das
Land Hessen ist. Dartiber hinaus hat der Weiterbildungspakt zu einer duf3erst positiven
Vernetzung und Kooperation zwischen dem Hessischen Volkshochschulverband (HVV), den
Hessischen Volkshochschulen, den Mitgliedsorganisationen der Freien Trager und

Burg Fursteneck gefiihrt. Von daher bedauern wir die im neuen Gesetzentwurf deutlich
reduzierte Finanzierung fur Projekte und Malinahmen in der gesellschaftspolitischen
Weiterbildung um fast 50%.

Die vorliegenden Forderungen zur Bericksichtigung der bisherigen Sondermittel fur die
landesweiten Organisationen der Freien Trager sowie die Erhéhung der Finanzierung des
HVV unterstltzen wir, wie in der Stellungnahme des Landeskuratoriums fur Weiterbildung
und Lebensbegleitendes Lernen vom 11.06.2025 aufgefiihrt.

Dem Gesetzeszweck folgend gilt es, die hessische Weiterbildungslandschaft
zukunftsweisend und zukunftssicher aufzustellen. Dies erfordert ein gemeinsames Wirken
und Miteinander der unterschiedlichen Trager und Organisationen in der Hessischen
Erwachsenenbildung, einschlieRlich der Freien Trager, des HVV, der Hessischen
Volkshochschulen und der Hessischen Heimvolkshochschule Burg Flrsteneck e.V..

Wir wiinschen uns weiterhin die nachhaltige Unterstiitzung des Landes Hessen, um die
offentlich verankerte Erwachsenenbildung zu starken und der hessischen Bevolkerung
lebenslanges, lebensbegleitendes und ganzheitliches Lernen in einer pluralen und
vernetzten Tragerlandschaft zu ermdglichen.

Eine kleine redaktionelle Anmerkung:
In 81 Abs. 2 sowie in §12 Abs. 1

musste es korrekt heifden: ,Hessische Heimvolkshochschule Burg Firsteneck e.V. —
Akademie fur musisch-kulturelle, berufliche und gesellschaftspolitische Weiterbildung’

1

Vielen Dank, ich grufRe Sie herzlich von Burg Fursteneck

[ oSk

Hartmut Piekatz
Geschéftsfuhrender Direktor

Hessische Heimvolkshochschule Burg Flrsteneck e.V. Sparkasse Fulda

————
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Bildungswerk der Arbeiterwohlfahrt Hessen e.V.
Tannenweg 56/ 35394 Giefien

Hanns Otto Zinl3er

Bereich Ausschussgeschaftsfihrung/
Plenardokumentation

Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

Tel.: +49 611 350-336

E-Mail: h.zinsser@Iltg.hessen.de

Unaufgeforderte Stellungnahme

AlWO

Bildungswerk der
Arbeiterwohlfahrt Hessen
e.V.

Tannenweg 56

35394 Giellen

Tel.: 0641/ 40 19 256

Fax: 0641/ 40 19 254

e-mail: bildungswerk@awo—fortbildung.de
Konto:

Sparkasse GielRen

IBAN DE38551350002500224012118
BIC SKGUDESF

Steuer-Nr. 2025058777

01.08.2025

zum Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen im Hessischen Landtag zum zweiten Gesetz zur
Anderung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes vom 11.06.2025

Sehr geehrter Herr ZinRer,

hiermit stimme ich der Veroéffentlichung der unaufgeforderten Stellungnahme ausdrticklich
zu und bitte um Weiterleitung an die Ausschussmitglieder des Kulturpolitischen

Ausschusses mit dem unten aufgeflihrten Wortlaut.

Mit freundlichen GriiRen

/%/mm

Mechthild Hermann
(Geschaftsfuhrerin)


mailto:h.zinßer@ltg.hessen.de

® Seite 2 August 1, 2025

Bildungswerk der
A W Ar;l;eiterwohlfahrt Hessen
e.V.

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Bildungswerk der Arbeiterwohlfahrt Hessen e.V. hat bereits am 16. Juli 2025 der Stellungnahme des
Landeskuratoriums der Weiterbildung zum Entwurf des zweiten Gesetzes zur Anderung des Hessischen
Weiterbildungsgesetzes zugestimmt.

Ergdanzend mochten wir zu diesem Entwurf folgende Punkte klarstellen und unsere Position prazisieren:

Als Mitglied der Freien Trager sehen wir uns in der Verantwortung, gemeinsam mit anderen Akteuren der
Weiterbildung in Hessen fiir eine flachendeckende und nachhaltige Grundbildung zu sorgen. Entsprechend
unserer Vereinssatzung verfolgen wir das Ziel, Erwachsene und Heranwachsende in die Lage zu versetzen, ihre
Kenntnisse und Fahigkeiten zu erweitern, zu vertiefen und zu erneuern. Dies ist erforderlich, um den
Herausforderungen gerecht zu werden, die ihnen in den Bereichen des Berufslebens sowie der
gesellschaftlichen Teilhabe begegnen.

Bildung umfasst in unserem Verstandnis die allgemeine, berufliche und politische Weiterbildung und reicht von
der Familienbildung tber die Ehrenamtsbildung bis hin zur Seniorenbildung. Diese Angebote wollen wir
hessenweit sicherstellen und weiter ausbauen.

Der vorliegende Entwurf des Gesetzes erfiillt jedoch nicht die Erwartungen an eine echte Starkung der
Weiterbildung in Hessen. Insbesondere auf finanzieller Ebene sind die vorgesehenen MaRnahmen
unzureichend, um den steigenden Anforderungen gerecht zu werden. Unser Bildungswerk ist bereits von
erheblichen Kostensteigerungen betroffen — sei es durch den Tarifabschluss im TVOD, die Erhéhung der
Mieten, die Mehrwertsteuererhhung von 7% auf 19% bei Getranken oder die steigenden Dozentenhonorare.
Diese Belastungen werden durch den Gesetzentwurf nicht ausreichend kompensiert.

Die beabsichtigte Reduzierung der Fordermittel fiir die Freien Trager im Jahr 2026, die sich auf -19.700 €
belauft, ist mit einer nachhaltigen Starkung der Weiterbildung nicht vereinbar.

Konkret fordern wir daher*:

1. Die Erhaltung der bisherigen Forderung fiir die Freien Trager in Hohe von 800.000 € jahrlich.
2. Die Dynamisierung dieser Sonderforderung fiir die Freien Trager ebenfalls um 1,5%. Dies ist
notwendig, um zumindest einen Teil der gestiegenen Kosten ausgleichen zu kdnnen.

Als Bildungswerk der Arbeiterwohlfahrt Hessen e.V. fiihlen wir uns besonders verpflichtet, allen Menschen in
Hessen Bildung und Teilhabe zu erméglichen — auch jenen, die iber geringere finanzielle Mittel verfiigen. Nur
durch eine ausreichende finanzielle Ausstattung der Weiterbildungseinrichtungen kann dies dauerhaft
gewahrleistet werden.

Wir bitten Sie daher, die vorgesehene Kiirzung der Mittel und die unzureichende Dynamisierung zu Giberdenken
und im Sinne einer zukunftsfahigen und gerechten Weiterbildungspolitik zu korrigieren.

Mechthild Hermann
(Geschéftsfiihrerin)

1 Siehe hierzu die beiliegende Liste im Anhang mit unserer Forderung
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Bildungswerk der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) im Lande Hessen e.V.

® Bildungswerk ver.di Hessen e. V. Wilhelm-Leuschner-Str. 6977
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Unaufgeforderte Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen im
Hessischen Landtag zum zweiten Gesetz zur Anderung des Hessischen
Weiterbildungsgesetzes vom 11.06.2025
Sehr geehrter Herr ZinBer,
hiermit stimme ich der Veroffentlichung der unaufgeforderten Stellungnahme
ausdrtcklich zu und bitte um Weiterleitung an die Ausschussmitglieder des
Kulturpolitischen Ausschusses mit dem unten aufgefiihrten Wortlaut.
Mit freundlichen GriBen
C. Arthur Groth
Geschaftsfuhrer
/{@GN_C_;;&}\
Frankfurter Sparkasse USt-1dNr.: DE187596220 | Das Bildungswerk der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
IBAN:DE10500502010000430544 | St-Nr.:025 250 61433 (ver.di) im Lande Hessen e.V. ist eine gemeinnitzige Bildungs- ﬁ“N¢
BIC: HELADEF1822 einrichtung. P
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Stellungnahme zur Novelle des Hessischen Weiterbildungsgesetzes (Drucksache 20/12356)
ver.di Bildungswerk Hessen e. V.

Sehr geehrte Damen und Herren,

als freier, gemeinnutziger Weiterbildungstrager setzen wir uns seit fiinf Jahrzehnten fiir den gleichberechtig-
ten Zugang zu Bildung in ganz Hessen ein — unabhéngig von sozialer Herkunft, Alter oder Bildungsbiografie.
Unsere Angebote verbinden politische, berufliche und lebensweltliche Bildung, mit besonderem Fokus auf
demokratische Teilhabe, Integration und Empowerment.

Der Entwurf des neuen Hessischen Weiterbildungsgesetzes enthalt begriiBenswerte Ansatze — insbesondere
die gesetzliche Verankerung der Projektférderung (§ 18) und die Anerkennung der Basisférderung Freier Tra-
ger (§17). Als stimmberechtigtes Mitglied des Landeskuratoriums Weiterbildung (LAKU) schlieBen wir uns
ausdrucklich der dortigen Stellungnahme an.

Darliber hinaus mochten wir als Freier Trager der politischen Erwachsenenbildung ergéanzend auf folgende
Punkte aufmerksam machen:

1. Dynamisierung: HWBG-E greift zu kurz
Der Gesetzentwurf sieht in § 11 Abs.5 HWBG-E eine jahrliche Dynamisierung der Unterrichtskostenforde-
rung um 1,5 % vor. Die Basisforderung Freier Trager gemaB § 17 HWBG-E bleibt hingegen undynamisiert -
ein Widerspruch zur Gleichwertigkeit der Tragerformen (§ 1 HWBG-E).
Freie Trager verfiigen im Gegensatz zu kommunalen Einrichtungen liber keine zusatzliche finanzielle Absi-
cherung. Fir sie bedeutet eine fehlende Dynamisierung einen realen Riickgang der Finanzierung bei stei-
genden Kosten — etwa durch Honorarerhéhungen, Mieten, Softwarelizenzen, Energiekosten oder gestie-
gene Anforderungen an Barrierefreiheit und Digitalisierung.

Wir fordern daher:

* eine gesetzlich verankerte Dynamisierung auch der Basisférderung (§ 17 HWBG-E)

« sowie eine Anhebung auf mindestens 3 % jahrlich oder Orientierung am Verbraucherpreisin-

dex, um eine reale Werthaltigkeit der Forderung zu gewahrleisten.
Ohne diese Nachbesserung entsteht eine strukturelle Benachteiligung Freier Trager — trotz ihrer proklamier-
ten gleichwertigen Rolle im Weiterbildungswesen.

2. Basisforderung: zugesagte Mittel vollstiandig erhalten
Mit § 17 HWBG-E wird erstmals eine gesetzliche Basisforderung flr Freie Trager eingefiihrt. Doch anstatt

eine dauerhafte Absicherung bestehender Strukturen zu schaffen, droht faktisch eine Halbierung der
bisherigen Mittel. Denn: Die bislang jahrlich zugesagten 800.000 € aus der Sonderférderung sollen kinf-
tig durch nur noch 405.000 € ersetzt werden - also rund 50 % weniger als bisher. Diese Mittel wurden ur-
spriinglich im Rahmen einer parteilibergreifenden Verstandigung auf Initiative von Dr. Walter Liibcke

Frankfurter Sparkasse USt-1dNr.: DE187596220 | Das Bildungswerk der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft e oo
IBAN:DE10500502010000430544 | St-Nr.: 025 250 61433 (ver.di) im Lande Hessen e.V. ist eine gemeinniitzige Bildungs- ﬁ@aﬁ?@
BIC: HELADEF1822 einrichtung. B
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(CDU) bereitgestellt — als Ausgleich friiherer Kiirzungen bei den freien Tragern. Sie waren ausschlief3-
lich fiir die neun Landesorganisationen der Freien Trager bestimmt.
Statt die 800.000 € dauerhaft zu verstetigen, wird unter dem Deckmantel gesetzlicher Verankerung eine
strukturelle Schwachung vorgenommen. Gleichzeitig ist die neue Férderung nicht dynamisiert - im Ge-
gensatz zur Unterrichtskostenforderung fir alle andere Tragerarten. Das bedeutet: Real sinkt der Betrag
jahrlich weiter, wéhrend Betriebskosten, Léhne und Anforderungen steigen.
Wir fordern daher:
e die volistidndige Ubernahme der 800.000 € in die Basisforderung (817 HWBG-E),
e eine gleichmaBige Verteilung auf die anerkannten Landesorganisationen der Freien Trager
(90.000 € pro Trager),
e eine jahrliche Dynamisierung von mindestens 1,5 %, analog zu allen anderen Zuschissen im
HWBG.

3. Projektforderung (§ 18 HWBG-E): strukturelle Schwachen bleiben
Die gesetzliche Verankerung der Projektférderung ist begriiBenswert.
Sie stellt jedoch keine Regelférderung, sondern eine freiwillige Leistung des Landes dar. Das bedeu-
tet: Es besteht kein Rechtsanspruch auf Férderung, sondern ein Anspruch auf chancengleiche An-
tragstellung innerhalb klar definierter Auswahlverfahren und Forderzeitraume. Eine nachhaltige Absiche-
rung von Personal oder Know-how ist damit nicht moglich.
Die Evaluation hat gezeigt: Projektforderung ist ein wichtiger Impulsgeber, aber kein Regelinstru-
ment fiir Daueraufgaben.
Besonders politische Bildung, Grundbildung und Inklusion benétigen verladssliche Strukturen und
kontinuierliche Finanzierung.
Damit droht ein Ruckfall in prekdre Angebotsstrukturen, sobald Projektmittel auslaufen.
Wir fordern:
e eine klare Abgrenzung zwischen Strukturférderung und projektbezogenen EinzelmaBnahmen,
e die Absicherung zentraler Bildungsaufgaben wie politische Bildung
e eine zielgerichtete Verwendung von Projektmitteln zur Innovationsférderung, nicht zur Kom-
pensation fehlender Grundfinanzierung.

4. Digitalisierung: zentrale Aufgabe, aber gesetzlich nicht beriicksichtigt

Der Gesetzentwurf enthalt keinen Hinweis auf Digitalisierung - weder in der Zielsetzung (§ 1) noch in
den Fordertatbestanden (8§ 11-17). Dabei sind digitale Lernplattformen, Datenschutzinfrastruktur,
hybride Formate und barrierefreie Zugange langst Realitat - und kostenintensiv.

Wir fordern, digitale Infrastruktur als Bestandteil der Basisférderung zu beriicksichtigen — etwa durch
Zweckbindung, Zuschldge oder Pauschalen.

5. Politische Bildung starken und gesetzlich absichern

Politische Bildung wird im Entwurf zwar genannt (§2 Abs.2 Nr.2), aber nicht als eigenstandiger gesetz-
licher Auftrag verankert. Angesichts wachsender Polarisierung ist das unzureichend. Politische Bildung
braucht dauerhaft tragfiahige Strukturen — nicht nur Projektmittel.

Wir fordern, politische Bildung als gesetzlichen Auftrag zu formulieren und institutionell abzusi-
chern.

Wir erkennen das Bemiihen an, die Weiterbildung in Hessen gesetzlich zu starken. Damit dies gelingt,
braucht es mutigere Schritte — insbesondere zur Férderung und Absicherung Freier Trager.

Wir appellieren an Sie, als Abgeordnete die nétigen Korrekturen vorzunehmen: Fiir faire, verldssliche
und zukunftsfdhige Bildungsstrukturen in ganz Hessen.

Chdhs

C. Arthur Groth
Geschéaftsfiihrer



Stellungnahme des Landeskuratoriums fur Weiterbildung und
lebensbegleitendes Lernen zum Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen im
Hessischen Landtag zum zweiten Gesetz zur Anderung des Hessischen

Weiterbildungsgesetzes vom 11.06.2025

Das Landeskuratorium fur Weiterbildung und lebensbegleitendes Lernen (LAKU)
begruf3t ausdricklich die prinzipielle Ausrichtung des vorliegenden Gesetzentwurfs
und im Besonderen die Umstellung von zuwendungsrechtlichen Verfahren auf
leistungsgesetzliche Regelungen, die Einfihrung einer Dynamisierung der

Leistungen sowie die Moglichkeit zur Forderung von Projekten.

Gleichzeitig stellt das LAKU fest, dass fir eine landesseitige Starkung der 6ffentlich-
geforderten Weiterbildung in Hessen, wie sie im Koalitionsvertrag ausdrticklich
benannt und auch in der 1. Lesung des Gesetzes im Landtag von den Vertreterinnen
und Vertretern der Regierungskoalition bekraftigt wurde, die finanzielle Ausstattung
des Gesetzes erkennbar nicht ausreichend ist. So erhdht sich die HWBG-Forderung
inkl. Projektférderung fir 2026 um lediglich rd. 400.000 €!

e HWBG-Fo6rderung inkl. Projektférderung in 2025 rd. 14,7 Mio €

e HWBG-Fo6rderung inkl. Projektférderung in 2026 rd. 15,1 Mio €

Die steigenden Anforderungen und Kosten bedtirfen einer tatsachlichen
auskommlichen und verlasslichen Finanzierung, um eine nachhaltige

Weiterbildungslandschaft in ganz Hessen zu gewahrleisten.

Um den Kostensteigerungen entgegensteuern zu kénnen, muss das Budget der
Trager zumindest im Bereich der Inflationsrate bzw. der Lohnkostensteigerungen
aufwachsen. Die vorgesehene Dynamisierung der Leistungen von 1,5% ist in diesem
Zusammenhang mit Blick auf die nachsten fiinf Jahre sicher zu niedrig. Der
inflation&re Aufwuchs ist daher mit 3% zu veranschlagen. Eine Steigerung unterhalb
dieser Schwelle wirde bedeuten, dass die Teilnehmendenbeitrage weiter steigen
missten. Dies wirde wiederrum bedeuten, dass sich immer weniger Menschen
Weiterbildung leisten konnen. Letztendlich besteht die Gefahr, dass das derzeitige

flachendeckende Bildungsangebot auf Dauer nicht aufrechterhalten werden kann.

Zur Absicherung und Starkung der landesweiten Tragerstruktur der Weiterbildung —

hier sind der Hessische Volkshochschulverband (HVV) und die neun anerkannten



landesweiten Organisationen in freier Tragerschaft (Freie Trager) zu nennen — ist es

erforderlich, folgende finanziellen Anpassungen im Gesetzentwurf vorzunehmen:

e Der HVV, der in den vergangenen Jahren nicht an den Steigerungen der
Zuschisse Uber die beiden Weiterbildungspakte partizipieren konnte, bedarf, um
seinen origindren Aufgaben bei gleichem Personalbestand gerecht werden zu
kbnnen, einer Finanzierung von 12 Prozent der Gesamtsumme der Leistungen
nach den 88 11 und 12 des neuen Gesetzes, statt der im Gesetzentwurf
vorgesehenen 10 Prozent.

e Fir die Freien Tragern ist die bisher bestehende Sonderférderung in voller Héhe
von 800.000 Euro unabdingbar, um deren Arbeit auf gleichem Niveau
fortzusetzen und keinen Trager schlechter zu stellen als bisher. Im aktuellen
Gesetzentwurf wird deutlich, dass die Freien Trager die Verlierer der Novellierung
sind, da ihnen in 2026 weniger Fordermittel als bisher zur Verfigung stehen und
auch die Basisforderung nicht an der Dynamisierung teilnimmt. Dieses
Ungleichgewicht sollte dringend abgestellt werden. Statt der vorgesehenen
45.000 Euro pro Freiem Trager sollte der Basisbetrag auf 88.900 Euro pro Trager
aufgestockt werden. Wie alle anderen Leistungen ist der Basisbetrag ebenfalls zu

dynamisieren.

Die im 818, Abs. 4 des Gesetzentwurfs vorgesehenen Zuwendungen fur
Modellprojekte und Mal3hahmen von besonderem Landesinteresse in Hohe von
maximal 6 Prozent der im jeweiligen Haushaltsjahr veranschlagten Finanzierung sind
gegenuber der Forderpraxis im Weiterbildungspakt nahezu halbiert und erscheinen
unzureichend angesichts der anstehenden Herausforderungen in der
Erwachsenenbildung (z.B. demografischer und sozialer Wandel, Kunstliche
Intelligenz). Die Projektférderung ist daher bestenfalls auf 12% zu verdoppeln.

Die Einrichtungen der 6ffentlich-geférderten Weiterbildung leisten einen grofR3en
gesellschaftlichen Beitrag, indem sie die flachendeckende Grundversorgung an
Weiterbildung sicherstellen. Sie sind auch Orte der Demokratiebildung und tragen mit

ihrer Angebotsvielfalt zum gesellschaftlichen Zusammenhalt bei.

Es muss dauerhaft niedrigschwellige und bezahlbare Bildungsangebote fur alle
Bevolkerungsgruppen geben. Ohne diese kdnnen die Herausforderungen der sich

stetig &ndernden Lebens- und Arbeitswelt nicht bewaltigt werden.



Ziel der Novellierung des HWBG muss sein, die hessische Weiterbildungslandschatft
aus offentlichen und freien Tragern zu erhalten und zukunftsfahig zu sichern —
strukturell, finanziell und inhaltlich durch die gegebene Angebotsvielfalt. Dazu ist eine

deutliche Erh6hung der Finanzierung zwingend notwendig.
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